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Bedeutung

und Inhalt der Genüwerlisuouelle
Von Syndikus Dr. Dr. Stobr aw a.

(Fortsetzung.)

11.
’r Bevor die wichtigsten Einzelheiten zu-

sammengefaßt dargestellt werden, muß noch
darauf hingewiesen werden, daß die Novelle
zur Gewerbeordnung, was die sgesetzestechnische
Seite anbelangt, keine abgeschlossene Neurege-
lungbringt,sondernnureine Ergänzngbezw-.„.1—
Abänderung einzelner Vorschriften der Ge-
werbeordnung Die Novelle zerfällt in zehn
einzelne Artikel, welcher Einteilung wir uns bei
der Darstellung ebenfalls anschließen wollen.

Artikel 1.
Innungen

§ 1.
Geldanlagen.

Während nach dem bisherigen Recht Geld-
bestände mündelsicher angelegt werden mußten,
kann nunmehr die Anlage von solchem Gelde
mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde auch in
anderer Weise erfolgen. Es wäre von nun an
also möglich, Geldsummsen, die einer Jnnung
(oder» auch einer Handwerkskammer) gehören,
bei anderen- Geldinstituten anzulegen, so daß
z. B. handwerkliche Banken dabei in Frage
kommen könnten. .

§ 2.
Innungsversammlung

Wahlberechtigt und stimmberechtigt bezgl. der
Jnnungsversammlungen sind die der Jnnung
angiehörenden natürlichen und»juristischen Per-
sonen; erstere und die gesetzlichen Vertreter
juristischer Personen müssen das 21. Lebens-
jahr vollendet haben. Für ein-e juristische Per-
son kann nur eine Stimme abgegeben werden,
auch wenn mehrere gesetzliche Vertreter vor-

_ hanDen finD. Sie juristischen Personen können,
sobald es sich um einen Nebenbetrieb handelt,
ihr Wahl- und Stimmrecht auf ihren Betriebs-
leiter übertragen, falls diese die Pflichten über-
nehmen, die ihren Vollmachtgebern gegenüber
der Jnnung obliegen.

« §§ 3 1111D 4.
Gesellenausschuß

· Nach der Begründung der Novelle soll in
Zukunft für die Arbeit des Gesellenausschusses  

eine größere Stetigkeit gewährleistet sein und
daher wird bestimmt, daß die Mitglieder des
Gesellenausschusses, auch wenn sie nicht mehr
bei Jnnungsmitgliedern beschäftigt sind, solange
sie im Bezirke der Jnnung Verbleiben, die Mit-
gliedschaft noch bis zum Ende der WahlperibVI
behalten, jedoch höchstens für ein Jahr. ·

§ 5.
Statutenänderungen

Über Abänderung des Innungsstatuts oderder
Nebenstatuten und über die Auflösung der Jn-
nun konnte von der Jnnungsversammlung
bis ernü‘rini Verfein«inesVertreters-derAuf--
sichtsbehörde beschlossen werden. Da aber
Änderungen von Jnnungsstatuten immer häu-
figer vorkommen, ist eine H1nzuztehunq der Auf-
sichtsbehörde zu solch einer Änderung nicht mehr

 

 

im Sinne einer Rationalisierung der Verwal-.:·«
tung und dürfte wohl auch eine überflüssige Be-»
vormundung der Jnnungen darstellen.

Aufsichtsbehörde bei Abänderungen des Jn-
nungsstatuts nicht mehr nötig ist, nur noch bei
Auflösung der Jnnung.

§§ 6——11.
Zw-angsinnungen.

Zu ein-er Zwangsinnung können numehr nur
solche Handwerker herangezogen werden, die in
der Handwerksrolle eingetragen sind. Ferner
war bisher bestimmt, daß im Falle der Grün-
dung von Zwangsinnungen die beabsichtigte
Gründung »nur ortsüblich« bekannt gemacht zu
werden brauchte. In Zukunft hat die höhere
Verwaltungsbehörde die beteiligten Gewerbe-
treibenden durch besondere Mitteilungen zu
einer Äußerung für oder gegen die Einführung
des Beitrittszwanges aufzufordern. Die Form
der besonderen Mitteilung unterliegt dem Er-
messen der höheren Verwaltungsbehörde Bei
der Umwandlung einer freien“ Jnnung in eine
Zwangsinnungist es den Mitgliedern der bis-
herigen freien Jnnung anheimgestellt, in dieser
weiter zu verbleiben, trotzdem sie nunmehr auch
einer Zwangsinnung angehören. Der Zweck
dieser Bestimmung ist der, eine evtl. bestehende
Jnnungskrankenkasse der freien Jnnung durch
die Neugrüdung einer Zwangsinnung nicht zu
gefähr-.den .5nDer Ausschußberatung war diese
Bestimmungdurch einen sozialdemokratischen
Antrag zu Fall gekommen; die Vollversamm-

Dies
Novelle bestimmt nun, daß die Mitwirkung der -

 lung des Reichstages hat sie aber wieder auf-
genommen.

Auflasee 35 700 Gremularel

Ebenso wie früher kann durch das Statut der
Jnnung bestimmt werden, daß der Innsung nur
diejenigen anzugehören haben, die· der-Regel
nach Gesellen oder Lehrlinge beschäftigen Mit
Rücksicht auf Die Unklarheit des Begriffes
«,,Hausgewerbetreibende« ist dieZwangsinnungsi

__ . pflicht von Hausgewerbetreibenden aufgehoben
« « «· worden. Jedoch ift für dieselben der freiwillige

Beitrittzu einer Zwangsinnung möglich.
Die Zusammensetzung des Ausschusses für

das Lehrlingswesen war bisher fastimmer da-
durch erschwert, daß die in Betracht kommenden
Gesellen nicht, wie verlangt, die vorgeschriebene
Befuanis zur Anleitung von Lehrlingen be-
saßen Um diesen Mißstand abzustellen, hat Die
Novelle bestimmt-, daß Gesellen hemngeaogen‘
werdenkönnen, die mindestens 21 Jahr alt sind
und die Gesellenprüfnng bestanden haben.

Artikel 2.
Handwerkskammern. »

Wie schon anfangs erwähnt wurde, trifft die-
Hauptänderung die Handwerkskammern. « «

§§ 1 und 2.
Wahlen.

Abgesehen von den reichsrechtlichen Bor-v
schriften der Gewerbeordnung basierte die Zu-
sammensetzung und Tätigkeit der Handwerks-
kammern bisher auf drei Säulen: den Statuten
der Kammer, der an sie angefchlossenen Wahl-
ordnung nnd der Regierungsverordnung,«durch
welche der Kammerbezirk in zweckmäßige Wahl-«
bezirke aufgeteilt wurde. Nach der Novelle hat
schon d as Statut die Aufteilung in Wahl-
bezirke zu bestimmen, die Wahlordnung hingegen
ist nicht mehr ein Teil des einzelnen Statuts,
sondern die Wahlordnung wird für das ganze
Reich einheitlich durch die Reichsregierung mit
Zustimmung des Reichsrats und eines Aus-
schusses des Reichstag-es erlassen. Das Statut-
hat also Die Zahl der Mitgliedr nicht nur auf
die einzelnen Teile des Bezirks zu verteilen,.
sondern auch auf die im Bezirk der Kammer-
vertretenen Handwerkszweige. (Daraus folgt,··
daß jegliche Listen-aufstellung für die kommen--
den Neuwahlen solange nnzweckmäßig ist, als
nicht Die neuen Statuten der Kammer vom Mi-
nister erlassen sind.)

Wahlberechtigt bei den Handwerkskammer-
mahlen werden Die in Der Handwerksrolle ein-
getragenen natürlichen und juristischen Per-
sonen fein; erftere und Die gesetzlichen Vertreter
juristischer Personen müssen am Wahltage dasv
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21. Lebensjahr vollendet haben. Das passive
Wahlrecht hingegen steht den· wohlberechtigten
natürlichen Personen zu, sofern sie- ·
a) im Bezirke der Handwerkskammer seit min-

destens drei Jahren ohne Unterbrechung ein
Handwerk selbständig betreiben,

b) Inhaber von Handwerksbetrieben sind, in
denen Lehrlinge ausgebildet werden dürfen,

q) am Wahltage das 30. Lebensjahr vollendet
habenund . " « '

d) Reichsangehörige finb. _
Außerdem sind wählbar die gesetzlichen Ver-

tBeter der wohlberechtigten-juristischen Petsyjiexg i i;

"meine Vorschriften-retten für site ebenfalls-
-sinngemäß.. Von juristischen Personen kann
das ihnen zustehende. Wahlrecht, wenn es fiel).
um einen Nebenbetrieb handelt, auf den Be-
triebsleiter dieses Nebenbetriebes übertragen
werben. "
Die Wahlen sind in Zukunft, ebenso wie z. B.

bei den Reichstagswahlen, allgemein, gleich,
direktund geheim. Ob aber die Liste als ge-
wählt fgilt;«fi"ir welche-die meisten Stimmen alk-
gegeben wnrbenmberob.alleßiftenberiictficbtigt
werden sollen-, und zwar im Verhältnis der für-
jede Liste abgegebenen Stimmen, dies wird erst
die noch zu erlassende Wahl-ordnung bestimmenT

Die Wahl zu »der » Handwerkskammer und
ihren Organen erfolgt auf 5 « Jahre. Eine
Wiederwahl ist zulässig. ,Die Mitglieder der
Handwerkskammer sind Vertreter des gesamten,
im Bezirk der Kammer ansässigen Handwerks,
undalsxzsolche an Aufträge und Anweisungen
nicht gebunden Ihr Amt ist ein Ehrenamt.
Es gibt mehrere Gründe,3 welche das einzelne
Mitglied zur Niederlegung seinesAmtes zwin-
gen; besonders sei hier davan hingewiesen, daß
ein Kammermitglied,j dem die Befugnis zur An-
leitung von Lehrlingen entzogen wird, aus dein
Amte lWeiden muß; Das- Recht der Kammern,

 rhre Mitgliederzahl durch Zuwahl von geeig-
neten Personen zu ergangen, bleibt unberührt.

Gesellenausschiiß.

den Gesellenausschüssen der Junungen gewählt.
Im übrigen hat der Gefellenausschiuß jetzt das
Recht, sich bis zuzeinem Fünftel seiner Mit-
gliederzahl durch Zuwahl zu ergänzen und zu
seinen Verhandlungen Sachverständige mit be-
ratender Stimme hinzuzuziehen. Außerdemhat
der Gefellenausschusz neuerdings auch mitzu-
wirken, falls es sich von seiten der Kammer um-

·" eine Abgabe von Gutachten über sozialpolitische .
Fragen handelt. . Schluß folgt.)

. j, » Gukalluerhütungkn

-:;-k,:rk·i-.t..mBaugrwrthixt ·  
. VonRatsbaumeifterN istsichk Breslau

. Entsetzung-) , .
____* »Die-Bekämpfung der Unfallgefahren muß

auf zwei Arten geschehen, sie sind beide gleich
wichtig.

Die erste Art richtet sich an die Sache, es
müssen unfallsichere Einrichtungen geschaffen wir-
den, d. h. bie allgemein anerkannten Regeln der
Technik und der Vaukunst sind einzuhalten,. z. B.
die vorschriftsmäßige Herstellung der Rüstungen,
der unfallsichere Aufbau von Maschinen, die Ein-
richtung von Schutzvorrichtungen. Die zweite
Art richtet sich an die Person. Sie befaßt sich
mit der Erziehung der Menschen zur Unfallver-
hütung und seinem Verhalten gegenüber den Unfall-
gefahren. Früher pflegte man fast nur die tech-
nische Bekämpfung, man hat aber im Laufe der
Zeit erkannt, daß die Bekämpfung, die. sich an
den Menschen richtet, ebenso wichtig,- ja noch
wichtiger ist, als die sachliche Unfallbekämpfung.

IT Wieviele Unfälle werden durch menschliches Ver-
sagen, durch menschliche Schwäche hervorgerufen,
durch Unkenntuis oder Unterschätzung der Gefahr,

des Gesellenausfchufses sind
größeres Änderungen kaum , vorgenommen war-l
den.. Er- wirdgrundfätzlich nach ‚. wie vor von-

« unterworer sin
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« Am Dienstag, bem 26. März 1929, 20 Uhr
(s uhk abends)

Versammlung mit Damen
. im Vhyfilialischen Institut der Universität an
der Kreuzliirche 4.

__ Vortrag
i. desHerrn Universitätsprofefsors Dr. Schaeferüber
« —s,-;Die Grundlagen des künstlichen Einiges“

« mit Experimenten

In der Zeit des immer stärker anwachsenden
Flugverlrehrs muß das gewählte Themabesonders
intereffieren. Der Vorstand

Professor A. Böhm. 

· länderu.

  
Unaufmerksamkeit oder Abgeftumpftheit, durch
Vergeßlichkeit, angegriffenen Gesundheitszustaud,

zmeuheit des Menschen in seinen Bewegungen und
Handlungen Man muß sich immer vor Augen
shalteu, daß auch die beste technische Einrichtung

Ein jeder muß hier zu seinem Teile mitarbeiten
und mit gutem Beispiele, insbesondere den jugend-
lichen und den ungelernten Arbeitern gegenüber
vorangehen. Entfcheidend für den Erfolg bei der
Bekämpfung der Unfallgefahreu ist das Verhalten
eines jeden Arbeitgebers oder Arbeitnehmers, fein
Zgutes oder fein schlechtes Beispiel.
« kAls Erziehungsmittel kommen in Betracht: Un-
;fallverhütungsbilder, die an gut sichtbaren Punkten

.-.sder: Vetriebsstätten aufgehängt und öfters ge-
wechselt werden, Unfallkalender, Vorträge, Unter-
richt in den Schulen, besonders in den Fach-
schuleiu Am meisten wirkt hier das gute Beispiel.

Die« Durchführung der Unfallverhütungsvor.
schriften wird durch die technischen Aussichtsbeamten
der Berufs-Genossenschaft überwacht. Bei unserer
V. G. sind 6 Beamte mit iKraftwagen versehen.
Dadurch ist es möglich gegenüber früher viel mehr
sVaustellen zu besichtigen. _ s
z» ·- Für Breslau selbst wurde ein besonderer-Beamt-
sverpflichtet. Bei der städtifchen Baupolizeiver-
waltung sind für die Einhaltung der Vauarbeiter-
Schutzverorduungen besonders angestellte Van-
aufsichtsbeamte ———— Baukontrolleure aus Arbeiter-
kreisen —.tätig. In der Stadtverorduetensitzuug
vom 17. 1. wurbe beschlossen die bereits be-
stehenden Stellen um 2 weitere zu vermehren.
Im Baugewerbe ist die Durchführng der Un-

fallverhütungsvorschriften besonders schwierig, weil
sich die Verhältnisse im Gegensatze zu Fabrik-
betrieben täglicl), ja fast stündlich änbern, so daß

Hauch die Schugm ßnahmen ständig Anderungen
. Mit gutem Grunde verlangt

der Gesetzgeber die Mitwirkung der Arbeiter selbst
bei der Unfallverhütung Der Bauhaudwerter
sucht sein Gerüstzeugzselbst aus und baut selber
sein Gerüst, auf dem er arbeiten soll. Er muß
selbst das Werkzeug prüfen, daß er verwendet
und er muß mit seinen Mitarbeitern Hand in
Hand arbeiten. Viele Unfälle ereignen sich bei
Handgrifer eiufachster Art durch Absturzsp und
ähnliches. Es ist gut, wenn der Arbeiter seine
körperliche Gewandtheit fördert, er soll Sport
treiben, turuen und schwimmen. Aber auch hier
muß vor Ubertreibuugeu gewarnt werden, be-
sonders sollen sich die Arbeiter vor Waghalsig-
leiten hüten. Ich denke hierbei besonders an die
Breslauer Gerüstbauer, deren Kletterkunststücke
oft den Darbietungen bei Liebich gleichkommen.
Es ist eigentlich selbstverständlich, daß jeder den

zur Durchführung der Unsallverhütungsvorschristen
getroffenen Anordnungen der Aufsichtspersoneu
Folge leisten muß. Aber wie oft fehlt es an der
gegenseitigeu Rücksichtnahme und Verständigung

  derselben Arbeitsstelle tätig sind. «

seelische Erreguugszustände aller Art, Unvollkom-:

siwertlos ist, wenn sie überhaupt nicht oder vors
allen Dingen nicht sachgemäß verwendet wirbt

nicht- zur Tat geworben.

der verschiedenen Handwerker, die gleichzeitig aus« 

Ich erinnere hier an die Entfernungen von Ab-
sverrungen und Abdeckungen von Gruben und
Schächten, Aufzugsö nuugen und Treupenges

Wie oft ne men Leute einer anderen
Berufsgruppe Rüstbretter oder Schutzvorrichtungen
dort weg, wo sie ihnen am nächsten finb unb
verwenden sie für ihre Zwecke, ohne sich darüber
Gedanken zu machen, daß durch ihn Handlungs-
weise ihre Mitarbeiter gefährdet werben.

Auf jeder Baustelle muß Ordnung herrschen;
es dürfen nicht alle möglichen Abfälle, Nägel,
entbehrliche Baustoffe, Geräte und Werkzeuge
herumliegen Vesoudershervorsteheade oder krumm-

« gefchlagene Nägel wurden schon manchem Arbeiter
zum Verhängnis, und garnicht so selten sind Todes-
fälle durch Blutvergiftung

Mit der wachsenden Verwendung von Eli-Etui-
zität haben auch die Unfälle durch elckirifehen
Strom zugenommen Ich muß hier gegen einen
weit verbreiteten Irrtum Stellung nehmen, daß
elektrische Ströme in unseren Lichtleituugeu un-
gefährlich finb. Elektrische Ströme von mehr als
40 Volt Spannung können tödlich wirket-» und
ich erinnere mich an einen Fall, bei dem -ein

I Tapezierer aus Spielerei die Scheere in eine Steck-
dose steckte und dabei zu Schaden kam. Grund-
sätzlich dürfen in der Nähe von ungeschiitztem
stromführenden blanken Leituugen oder Apparat
Arbeiten erst dann vorgenommen oder " .
aufgebaut und Leiteru aufgestellt werden, wenn
die Leitungen oder Apparate ftromlos gemacht
worden finb. Verboten ist den Bauhandwerkeru
das Anbringen und Entfernen von Sicherheits-
vorkehrungen an elektrischen Zeitungen Es ist zu
beachten, daß dieselbe Stromleitung den einen
Menschen nur leicht elektrisiert, den anderen leicht
töten kann. _ - «

Eine große Anzahl von Unfällen verursacht bei
umfangreichen Verwendung von Hanszeugen
und Geräteu das Lösen der Werkzeuge von den
Stielen. Gewöhnlich trifft dann bei der »Diese
des Objekts« das losgelöfte Werkzeug, Hammer-,
Axt, Kreuzhacke und dergl. einen in der Nähe
tätigen Mitarbeiter nnd verursacht nicht selbst
schwere Verletzungen Deshalb soll sich jeder
Arbeiter sein Werkzeug ansehen, ob es durch Knie
und ähnliche Vorrichtungeu gut befestigt ist.

(Fortsetzung folgt.)

lBenütigt das setbständigrfhandwerli  
einen Landw- und Reichsvrrbandtk
f In den letzten Iabren nach dem Kriege

bezw. nach Beendigung der Inflation, hat der
Gedanke eines festeren Zusammenschlusses im ge-.
samten Handwerk immer neue Erfolge zu ver-I
zeichuen gehabt. Der Gedanke des Zusammen-,
schlusfes in großen leistungsfähigen Zwangs-I
Junungen ist aller Orten zur Tat geworben.
Leider aber ist grade die weitere Organisation des
Handwerks im Landesverbande in den kleineren
Orten bis-· zum heutigen Tage vielfach noch

Keinesfalls " genügt
heute dem Handwerkstande nur der lose Zusam-
menschluß in einer Innnng. mein, jede Innung
muß im Interesse des Aufbaues und Erhaltung
des Handwerks es als seine Ehrenpflicht erachten,
sich dem zuständigen Landesverbaude auzugliederu.
Denn eine einzelne kleinere, ja selbst auch noch jede
größere Innung ist heute in der Zeit, wo In-
dustrie und Arbeitnehmer sich fester denn je in
Kartellen nnd Gewerkschaften durchovgauifiert
haben, von vornherein zur Nutzlosigkeit verurteilt.
Leider aber kann man auch noch immer bis zur
Gegenwart von manchen unserer Haristnuerks-·f
kollegeu die Worte vernehmen, was brauche ich-
die Innung, wir brauchen keinen Ltmdesvierband,("
alle diese Organisationen können uns heut-e in
unserem schweren Existenzkampfe nicht im cui-
fernteften helfen. Diese oder ähnliche Redens-
arten kann man heute in den Handwerkerver-
sammlungen bei Beratuugen über den Beitritt
zum Landesverbande von verschiedenen Mit-«
gliedern als Vorstandsmitglied zu hören betont-2?
men. Andere Mitglieder sind wieder der Meinung,



Der . »
· Gesellenausschusz im Handwerk
Von Stadtrat Dr. rer. pol. L e h m a n n-Liegnitz.

f Die Handwerks-Novelle vom 11‘. Februar
19291), die bereits am 1. April d. Is. in Kraft
tritt, bringt auch Änderungen hinsicht-
lich des Gesellenausschusses bei
Innungen und Handwerkskam-
111 e r n. Diese Gesellenausschüsfe sind vom Gesetz-
geber vorgesehen, um auch denjenigen Personen,
die nach beendigter Lehrlingszeit am Handwerks-
leben Anteil nehmen wollen,· Gelegenheit hierzu
zu geben.

A. Innungen.

Die Innungen sind gehalten, einen Gesellen-
ausschuß einzurichten, wenn die Innungsmit-
glieder Gesellen oder Gehilfen (nicht etwa Hand-
lungsgehilfen) beschäftigen. Wahlberechtigt sind
alle bei einem Innungsmitgliede beschäftigten
wahlberechtigten Gesellen (Gehilfen), welche sich
im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden;
wählbar ist jeder wahlberechtigte Geselle, welcher
nach §§ 31, 32 des Gerichtsverfassungsgesetzes2)
zum Amte eines Schöffen fähig ist. Er muß also
-Deutscher und nicht durch gerichtliche Anordnung
in der Verfügung über fein Vermögen beschränkt
sein; auch darf gegen ihn nicht etwa das Haupt-
verfahren wegen eines Verbrechens oder Ver-
gehens eröffnet sein, das die Aberkennung der
' bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeiten zur
Bekleidung öffentlicher Amter zur Folge haben
kann bzw. er darf die Befähigung zu einem
Schöffenamt nicht etwa durch strafrechtliche Ver-
urteilung verloren haben. Geleitet wird die Wahl
von einem Mitgliede des Innungsvorstandes
bzw. von einem Vertreter der Aufsichtsbehörde
Ein Zwang auf die Gesellen zur Vornahme der
Wahl ist in der Reichsgewerbeordnung nicht vor-
gesehen und heutzutage, im Zeitalter des Mit-
bestimmungsrechts, dürfte hierzu auch keine Not-
wendigkeit bestehen. Gleichzeitig werden auch die
Ersatzmänner gewählt, und wird infolge Aus-
scheidens von Mitgliedern trotz Einrückens dieser
Ersatzmänner der Ausschuß nicht vollzählig, so
kann er sich für den Restder Wahlperiode durch
ordnungsmäßige Zuwahl ergänzen. Die ge-
wählten Gesellen bleiben nach einem Ministerial-
erlaß vom 25. Oktober 1904 auch nach Ablauf der
Wahlperiode im Amte und zwar solange, bis die
Neuwahlen zustande gekommen sind.

Wahlperiode und Beteiligung des Gesellenaus-
schusfes an der Erfüllung der Aufgaben der
Innung und an ihrer Verwaltung erfolgt durch
das Innungsstatut. Vorgeschrieben ist die Be-
teiligung bei der Regelung des Lehrlingswesens
und bei der Gesellenprüfung sowie bei der Grün-
dung und Verwaltung aller Einrichtungen, für
welche die Gesellen (Gehilfen) Beiträge entrichten
oder eine besondere Mühewaltung übernehmen,
oder welche zu ihrer Unterstützung bestimmt sind.
Zu solchen Einrichtungen gehören z. B. Schieds-
gerichte (zu denen übrigens auch die ungelernten
Arbeiter wählen), Herbergen,. Unterstützungs-
kassen und dergl.

Als Mußinhalt eines jeden Statuts schreibt die
Gewerbeordnung vor, daß bei der Beratung und
Beschlußfassung

1. des Innungsvorstandes mindestens ein Mit-
· glied des Gesellenausschusses und
2. bei der Innungsversammlung sämtliche

Mitglieder des Ausschusses mit vollem
Stimmrechte zuzulassen sind;

3. sind bei der Verwaltung von Einrichtungen,
für welche die Gesellen (Gehilfen) Auf-
wendungen zu machen haben, außer der Per-
son des Vorsitzenden die vom Gesellenaus-
schuß gewählten Gesellen in gleicher Zeit zu

- beteiligen wie die Innungsmitglieder.

Die Zustimmung des Gesellenausschusses ist er-
forderlich zur Ausführung von Beschlüssen der
Innungsversammlung, die fich aus die soeben er- 

wähnten Angelegenheiten erstrecken; wird die
Zustimmung versagt, so kann sie die· Aufsichts-
behörde ergänzen.

Inwieweit der Gesellenausschuß auch an den
Angelegenheiten der Innungskassen teilnimmt,
richtet sich nach der Reichsversicherungsordnungi).

Hinsichtlich der Zwangsinnungen ist jetzt neu
die Bestimmung (§ 100 r Abs. 2) getroffen wor-
den, daß die Mitglieder des Gesellenausschusses
mindestens 21 Jahre alt sind und eine Gesellen-
prüfung abgelegt haben sollen (bisher mußten sie
die Befugnis zur Anlernung von Lehrlingen
haben).

Wird die Rechtsgültigkeit der Wahl angefochten
— was nur binnen 4 Wochen nach der Wahl zu-
lässig ist-—-,.z B. mit der Begründung, daß sie
gegen Gesetz oder die Wahlvorschriften verstoße, so
entscheidet hierüber und endgültszg die Aufsichts-
behörde; selbstverständlich wird durch diese Ge-
setzesbestimmung nicht die allgemeine Beschwerde
beider vorgesetzten Behörde abgeschnitten. Es ist
auch Vorsorge getroffen, daß die Gewählten ihr
Amt ausüben, denn Annahme der Wahl kann
nur aus Gründen verweigert werden, aus denen
die Wahl zum Beisitzer eines Gewerbegerichts
abgelehnt werden könnte. Ergeben sich Tatsachen,
welche die Wählbarkeit ausschließen, so haben
die betr. Mitglieder des Gesellenausschusses aus
dem Amte auszuscheiden. Dieses Amt selbst gilt
als Ehrenamt und wird infolgedessen unentgelt-
lich verwaltet, doch kann nach näherer Bestim-
mung des Statuts Ersatz barer Auslagen und
eine Entschädigung für Zeitversäumnis gewährt
werden.

Neu ist auch die Bestimmung, wonach die Mit-
glieder des Gesellenausschusses ihr Amt noch bis
zum Ende der Wahlperiode, jedoch höchstens für
1' Jahr, behalten, wenn sie nicht mehr bei
Innungsmitgliedern beschäftigt sind. Früher war
diese Frist aus 3 Monate begrenzt, ihre Aus-
dehnung erfolgte bei den Beratungen im Reichs-
wirtschaftsrate in der Erwägung, daß es. im
Interesse der Stetigkeit der Mitarbeit des Ge-
sellenausschusses wünschenswert sei, möglichst
selten ein Wechsel in seinem Bestand eintreten«zu
lassen; es sei auch kein Grund einzusehen, warum
ein Geselle, der zunächst-für würdig und geeignet
angesehen worden sei, die Interessen der Gesellen
zu vertreten, diese Eigenschaften verlieren sollte,
wenn er 3 Monate lang nicht mehr bei einem
Innungsmitgliede beschäftigt sei. Solange er sich
im- Innungsbezirk aufhalte Und am Innungs-
leben teilnehmen könne, müsse er auch als ge-
eignet angesehen werden, sein Amt im Gesellen-
ausschuß weiter auszuüben.

B. Handwerkskammerm

Auch bei den Handwerkskammern, denen u. a.
die Angelegenheit betr. Regelung des Lehrlings-
wesens und die Überwachung der Durchführung
der für das Lehrlingswesen gültigen Vorschriften
obliegt, ift ein Gesellenausschuß zu bilden, dessen
Mitgliederzahl und Verteilung auf die einzelnen
Gesellenausschüsse des Bezirks durch das Statut
der Handwerkskammer bestimmt wird; den ein-
zelnen Gesellenausschüssen steht ein Recht, für sich
besonders ein Mitglied zu wählen, nicht zu. Da
nun der Begriff ,,Handwerker« auf die juristischen
Personen ausgedehnt ist, kann durch die oberste
Landesbehörde angeordnet werden, daß und in
welcher Anzahl dem Gesellenausschuß auch Ver-
treter derjenigen Gesellen angehören sollen, welche
von den nach § 103b der Handwerks-Novelle
wahlberechtigten Mitgliedern der nachbezeichneten
Gewerbevereine und sonstigen Vereinigungen be-
schäftigt werden; in diesem Falle ist von der
Landeszentralbehörde auch die Wahl dieser Ver-
treter zu regeln. Gewerbevereine oder sonstige
Vereinigungen im Sinne des vorstehenden Satzes
sind nur solche, welche die Führung der getoe'rb=_
lichen Interessen des Handwerks verfolgen.
mindestens zur Hälfte ihrer Mitglieder aus

such der Fachabteilung nötig. 

1;3.7

Handwerkskammern ihren Sitz haben. Mitglieder
der bezeichneten Gewerbevereine oder sonstiger
Vereinigungen, welche einer Innung angehören
oder nicht Handwerker sind, gelten nicht als wahl-
berechtigte Mitglieder. Da der Gesellenausschuß
als Organ der Handwerkskammer gilt, ift bie
Wahlperiode gesetzlich auf 5 Iahre —- früher
6 -— Iahre festgelegt worden«). Mitwirkung des
Gesellenausschusses ist hier vorgeschrieben . ·
1. beim Erlasse von Vorschriften, welche die

Regelung des Lehrlingswesens zum Gegen-
stande haben;

2. bei Abgabe von Gutachten und Erstattung
von Berichten über Angelegenheiten, welche
die Verhältnisse der Gesellen (Gehilfen) und
die Lehrlinge berühren;

3. bei der Entscheidung· über Beanstandungen
von Beschlüssen der Prüfungsausschüsse.

Veachtlich ist hierbei, daß die Reichsgewerbe-
ordnung lediglich eine Mitwirkung, nicht jedoch
Zustimmung des Gesellenausschusses vorschreibt;
dagegen ist der Gesellenausschnß im Falle der
Ziffer 2 berechtigt, ein besonderes Gutachten ab-
zugeben oder einen besonderen Bericht zu er-
statten.
Wenn der Gesellenausschuß trotz wiederholter

Aufforderung der Aufsichtsbehörde die Erfüllung
seiner Aufgaben vernachlässigt oder sich gesetz-
widriger Handlungen oder Unterlassungen schul-
dig macht, so kann die Aufsichtsbehörde die Auf-
lösung betreiben und Neuwahlen anordnen; von
den bisherigen Mitgliedern kann dann gegen diese
Verfügung Beschwerde eingelegt werden.
Bemerkt sei noch, daß irgend welche Vorschrif-

ten zum Schutze der Mitglieder des Gesellenaus-
schusses —- etwa entsprechend des § 139 der
Reichsversicherungsordnung nicht bestehen,
und auch die Handwerks-Novelle hat die Frage
unberührt gelassen.
Neu ist die Bestimmung, wonach sich auch der

Gesellenausschuß (genau so wie die Handwerks-
kammer selbst) nach näherer Bestimmung des
Statuts bis zu 1/5 feiner Mitgliederzahl durch
Zuwahl von sachverständigen Personen ergänzen
und zu seinen Verhandlungen Sachverständige-
mit beratender Stimme zuziehen kann. Es war
dies ein Wunsch, der bei den Beratungen des
Entwurfs im Reichswirtschaftsrate geäußert und ·
dem zugestimmt wurde, zumal das Verhältnis
der Zugewählten — 1/5 der Gesellenzahl —- an-
gemessen erschien.

1) RGBl. I 6. 21. "
2) vom 22. März 1924 —- RGBl. I S. 299.
3) vom 15. Dezember 1924 — RGBl. I S. 779.
4) § 103c der Handwerksnovelle.

Gandwerlierschulung in schießen
s- Durch Erlaß vom 7. XII. 1928 — I.-Nr. IVa

15105 —— hat der preußische Minister für Handel
und Gewerbe die Abteilun n für Innenausbau
und für Buchgewerbe der Stadtischen Handwerker-
und Kunstgewerbeschule Breslau als Fachab-
teilungen mit geordneten Lehrplänen anerkannt.
Gleichzeitig ist dadurch den Abteilungen die Be-
rechtigung zur Abhaltung von staatlichen Ab-
schlußprüfungen und zur Erteilung des ,,Abschluß-
zeugnisses der Preußischen Kunstgewerbeschulen«
verliehen worden.
Zur Erreichung des Lehrzieles, das in diesen

Abschlußprüfungen seinen äußeren Ausdruck
findet, ist für den Tischler nach vorausgegangener
Werkstattpraxis in der Regel ein dreijähriger Be-

Der Gebrauchs-
graphiker ist nicht auf die Beherrschung eines
einzelnen Handwerks angewiesen, auch er wird
sich jedoch zweckmäßig mit den vielseitigen hand-
werklichen Belangen der graphischen Technik ;ein-
gehend vertraut zu machen haben. Die Buchge-
werbliche Abteilung der hiesigen Handwerker- und
Kunstgewerbeschule ist mit Werkstätten vorzüglich
ausgestattet und bietet danach .·nunmehr voll-,-
kwertige Ausbrldungsmoglichkeitem «

Handwerkskammern bestehen und im Bezirke der f _ » » · I-
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Bekanntmachuugen
Minister für Handel 1111D Gewerbe

Erl. d. SH. f. H. vom 4. Februar 1929 Nr. lVb
179/29. IV 11. betr. Abgangszeugnzsse der Karten-
.techuischeu Fachschule bei der Reichskartenftellc

des Reichsamts für Landesaufnahme.
is Auf Grund des § 181 Abs. 2 Der G.-O. habe

ich den Abgangszseuguiffen der Kartentechnischen
Fachschule bei der Reichstartenstelle des Reichs-
amts für Laubesaufnahme, welche den in Kupfer-
stechen und Lithogranhie ausgebildeten Schülern
erteilt werden die Wirkung der Zeugnisfe über
das Bestehen der Gesellenprüfung im Kupfer-

_ stecher- nnd Lithographeuhaudwerk bei-gelegt.
I. A.: gez. von Hoffmann.

Au die Aufsichtsbehörden der Handwerks-
kammern « _ .

Gewerbefärderungsftelle
bei der Hatidwertskammer zu Vreslau

i- Als Auskunsts- und Beratungsstelle für be-
triebswirtschaftliche Fragen steht die Gewerbe-
beförderuugsstelle allen Handwerkern im Re-

- gierungsbezirk Breslau zur Verfügung Alle
derartigen Anfragen werden völlig koste n los

.‑ beantwortet

. Jeder Handwerker hat somit die Möglichkeit,
seine Materialien, Fertigungsmethoden, Werk-

 

- zeuge und maschinellen Einrichtungen auf ihre am
Zweckmäßigkeit hin untersuchen zu lassen. _

Die Gewerbeförderungsstelle ist in der Lage,
Verbesserungsvorschläge zu machen, Werkstatt-
DIänei unter Berücksichtigung der günstigsten
Anordnung der einzelnen Werkstatteinrich-
tungen auszugebeiten und die Frage zu be-
antworten, ob sich Die Beschaffung von Ma-
schinen als Ersatz für Handarbeit in einzelnen
Fällen lohnt.
Weiterhin stehen umfangreiche Adreßbücher,

Bezugsauellennachweisez Auskunftsbücher, tech-
nische Abhandlungen usw«- zur Einsichtnahme
zur Verfügung. .
Auch in kaufmännischen Fragen wer-den über

Buchführung, Kalkulation Unkostenermittlung
usw Ratschläge und Auskiinfte erteilt ·
Wer sich also in Fragen technischer und organi-

satorischer Art beraten lassen will, wende sich
mündlich oder schriftlich an Die Handwerks-
kammer Breslau, Abteilung V (Gewerbeförde-
rimgsstelle), Breslau 2, Blumenstr. 8, Zimmer 11.

"r Wir weissen darauf hin, daß wir eine Ab-
machung mit Herrn Direktor Heß wegen der
Beratung in Versicherung-sangelegenheiten unse-
rerseits nicht getroffen ha.ben
Breslau, den 15. März 1929.

Die Handwerkstaunner,

Betr.: Lehrlingsstgtiftik
i Unter Bezugnahme auf das sämtlichen In-

nuugen unseres Bezirks zugegangene Rund-
schreiben vom 4 D. Mts. — II. 1059/29 —- weisen
wir daraus hin. daß dieser Bestands-Aufnahme
der Zeitraum vom 1. Januar 1928 bis 31.
zember 1928 zugrunde liegt Die im Vorfahre
gemachten Angaben waren für das Jahr 1927.
Die Aufstellung der Lehrlingsstatistik erfolgt
nunmehr zu Beginn eines jeden Jahres
Wir ersuchen Die Innungeu, die tibersandten
Fragebogen. für jeden Qaane'rfDameia beson-
ders. sorgfältig aus usertigen und uns inner-
halb der gegebenen rist zurückzufenden , (Tgb.
II, 1059/29.)

Breslsau, den«18. März 1929,

Die Handwerks-kämmen

A.Bre«ttsschneider, Dr. P.aeskhke,
Präsident. Sondiius

1 Schlesische Meisteriurse zu Breslau
Geeignete Vorbereitungsmöglichkeit fiir die

Meisterpriifnna.

Verzeichnis der Kurfe 1929.
Tages-Karte mit ganztägigem Unterricht:

Gas- und Wasserinstallateure vom 8. 4.bis 4..)
Schlosser. . . 8. 4. 5.

Abend-Knrse
an 2 bis 3 Wochenabenden von 18 bis 21 Uhr:
Halbjahrs-Kurfe von Anfang Oktober bis Ende

März für Buchdrucker, Elektroinstallateure-
Schuhmacher und Tischler.

" Vierteljahrs-Kurse: Januar-März für Herren-
schneider, Damenschnetderiunen und Wäsche-
schneiderinnen.

 

Die Anmeldungen müssen spätestens 14 Tage i
vor Beginn des betreffenden Kurfes an die
Kursuslettuna eingereicht sein« Später eingehende
Meldungen können ikbder Regel nicht mehr be-
-riicksichtigt werdens rundsäbe und Leber-laue

der einzelnen Kurie. sowie Vordrucke für An-
meldungen werden auf Wunsch zugestellt von der
Leitung der Schlesischen Meisterkurse. Breslau 8.
Klosterstraße 19. Miindliche Auskunft von 10-—-13
und 17-—18 11111. '
 

im Besitz

Jnnnngsansschusz zu Breslau
Sprechstundem

* Re chtsauskii nfte an unsere Mitglieder
werden von jetzt an bis auf weiteres nur noch
durch den mitunterzeichueten Syndikus kosten-
los erteilt. Jn Kürze wird dieser hierin wieder
durch einen Anwaltu unterstützt werden, dessen
Namen wir alsbald bekannt geben werden.
Sprechstunden in unserem Biiro: Jeden Montag
von 4——6 Uhr.
St e u e r b e 1 at n 11 g uach wie vor kostenlos

durch unseren Steuerberater und Buchpriifer
Herrn Kiihne in unserem Bürd. jeden Montag
nachmittag von 4———6 Uhr.
Beratung im Versicherungswesen

durch Herrn Direktor Emil Heß, Derfslinger-
ftrafze 4I (Sie; 355.33), kostenlos täglich von
2——4 Uhr. Der Jnnuugsausschuß hat mit Herrn
Heft einen Vertrag abgeswchlosfen durch welchen
ihm die Beratuna des Handwerks in allen Ver-
ssicherungsangelegenheiten übertragen wird. Ve-
ratung ·«kostenlos.

—

I * Die Sureclsstnnde in Stenerberatung muß
am kommenden Montag. den 25 März. ans-
fallen Dafür wird unser Steuerberater. Herr

· . die Sprechstnnde ausnahmsweise in
feiner Wohnung Neue Tascheustt. 25. am Mitt-
woch. den 27. D. Miso in der Zeit von 8——9 Uhr
“bauen.
Breslau, im März 1929.

Junungsausschuß zu Breslau.

Jos. Unterberger, W. Basranek,

 

- »Vorsigender. - Syndikus.

Tapezierer- und Dekorateur-3wangs-Jnnnng
zu Vreslan

-"' Das Osterauartal findet am Mittwoch-
den 10. April er.. nach-m. 4 Uhr, im
Vürgergsarten statt. .
Das Einschreiben der Lehrlinge ist am

Sonntag, den 7. April er.. vormittags
11 Uhr, im Biirge rgarten, Weidenftr. 21,
1. CEtage
Es hat zu emcheinem Der Lehrling und dessen

Vater oder gesetzliche Vertre.ter der Lehrherr
des Befähigungsscheines, Lehrlinge

auszubilden. ferner vom Lehrling das Schul-
zeugnis der 1. Klasse nnd 5 93.11 Ei nsch r e i be-
gebü hr. Es können nur gesunde Knaben ohne
jedwede Gebrochen dem Beruf zugeführt werden«

Eingestellte Lehrlinge sind in n e 1 h a l b -1 4
Ta g en an Den Schristführer, Kollegen Paul
Schlolaut, Tannengasse 4l5, zu melden.

Der Vorstand Otto Ulke Obermseisteix
 

 J...
Schnhmacher-Zwangs-Jnnnng Des Kreises

Guhran
‘i Am 8. April vorm. 11 Uhr, findet in Guhrau

im Schützenhaus unsere Q 11a r ta l s - V e r -
ssammlung statt.
Ta g e s o r d n u n.g. Punkt 1: Eine-ziehen der

Beiträge. . Punkt 2: Verlessen Der letzten Nieder-
schrift. Punkt 3: Bericht des Vorstandes im ab-
gelaufenen Geschäftsjahr Punkt 4: Kassenbericht.
Punkt 5: Vortrag vom Landesoerbandsuorsitzem
den Obermeister G i r t - Breslau. Punkt 6: Be-
richt vom Oberweister-Tag in Breslau. Punkt 7:
Verschiedenes
Der wichtigen Tagesordnung wegen ist jedes

Mitglied verpflichtet zu erscheinen, andernfalls
der § 22 in Anwendung gebracht wird.
Zur Werbewoche hat der Vorstand beschlossen-

sich daran zu beteiligen, und hat jedes Mitglied
eine Reichsmark hierzu zu entrichten.

Der Vorstand.

Ausschreibungen
* Der Ausbau der Weideuser von der Posener

Eisenbahnbrücke bei Weidenhof bis zur Mün-
dung in Die Oder soll vergeben werden
Die Bedingungen liegen im Büro der Kana-

lisatisonswerke, Wall -Straße 111, auf}. Sie
können auch. soweit der Vorrat reicht, gegen
Zahlung von 2 Nil bezogen wer--.den
Mittwoch, den 27. März 1929 um IM Uhr ört-

liche Führung durch die Q3e11DaItuua. Treffpunkt:
Weidebriicke bei Weidenhof im Zuge der Chaussee
Breslau——Obernigk.
Die Angebote sind bis
Donnerstag,Udjeinr'4. April 1929,.

 

an das genannte Büro einzureichem
Vreslarn den 19. März 1929.

- - Die Stadwandeputatiom  

 

II- Erleichtern Sie sich W
die Vorbereitung auf die Prüfung

durch Zuhilsenahme von Büchern aus Der

Bücherei Der Handwerkocanuner

 

Gegen jede Lohnerhohung
* Die Arbeitstagng des Reichsarbeitgebservew

bandes Deutscher Gemeinde- und Konnuiuuialvew
bände hat zu folgender bedeutsamen Entschließung
gefümhrt

»Die Vertreter der in dem Reichsaobeitgeber-
verband Deutscher Gemeinde- und Kommunalver-
bändse vereinten kommunalen Landes- und Pro-
vinzialarbeitgeberverbände haben äm 12. März aus
Anlaß oerfchiedentlicher Anträge auf Lohn-
erhöhunsg Gelegenheit genommen, die lohnpolitifche
Lage vornehmlich im Hinblick auf die gesamte
Wirtschaftslage und Die besonderen finanziellen
Verhältnisse der deutschen Kommunsalvierwaltungen
zu erörtern. Die Aussprache ergab übereinstim-
muug Darüber, daß die derzeitige, sich immer be-
drohlicher gestaltende Gefamiwirtfchaftslage und
die noch nicht zu übersehen-de Auswirksung der dem
Reichstag untersbreiteten Deckungssgefetze auf die
Gemeindefinanzwirtfchaft die Haltung der kommu-
nalen Arbeitgeber gegenüber den Anträgen auf
Lohnerhöhung bestimmen muß. Angesichts dieser
Umstände und insbesondere auch der Entwickelung
der Gemeindearbeiterlöhue gegenüber den Löhnen
der vergleichbaren Arbeitssgruppm der Privatwirt-
seh-aft, bei der Resichsbahn und sbei der Reichs-post,
sowie in den Reichs- und Staatsbetrieb-ein kann ein
sachlicher Anlaß für Lohuerhöhungen nicht als
gegeben erachtet werden.

Tagung des lheicheoerbandes
Deutscher hultailateurr

s Wie unsvom Reichsverbanddesdent-
schen Elektr-o-Jnftallatenr-Gewer-
bes e. V. (VEJ), Frankfurt am Main,
Scheffelftr. III, (Defannt unter Der Ab-
kürzung »VEJ«) mitgeteilt wird, beabsichtigt der
Verband, feine diesjährigse Versbandstagung in
Kohle nz abzuhalten Die Tagung wird fich·
vom 2.—5. 6. 29 erstrecken und wird neben der
üblichen Vorstansdssitzung und der Vertreer-
sammslung, dem Gefamtparlamieut des BGB-Ver-
tbandes, interessante Vorträge von Mitgliedern
enthalten. Außerdem wird eine Schwachstrom-
taguug unter Leitung des Herrn Louis Sae-
m a n— n· - B r e m e n abgehalten, zu gleicher Zeit
find-et ein-e technische Aussprache derjenigen Elek-
tro-Jnftallsateu-re statt, Die im VDE. vertreten
find. Die Tagung schließt mit einem Rhein-
aus-klug

Die Geichsbehördrn verlangen
das Dinformat

»s- Das Reichswirtfchaftsministerium gibt fol-
gendes bekannt:
Für Eingaben, Gefuche und Petitionen an Be-

hörden und Parlamente sowie für den Schrift-
verkehr mit Behörden werden von Firmen,
Körperfchaften und Privatpersonen immer noch
verschiedene Papierformate verwandt, besonders
das sogenannte Reichsformat, das auch als Folio
bezeichnet wird, nnd das Quartformat, das in der
Geschäftswelt immer noch nicht verschwinden will.
Seit mehreren Jahren haben die deutschen Be-
hörden für Briefbogen und Briefhüllen einheitlich
das Dinformat vorgeschrieben, das auch in weiten
Kreisen der Wirtschaft feit Jahren benutzt wird-«
Die Vielheit der bisherigen Formate erschwert
und verzögert den Geschäftsbetrieb der Behörden.’
Es wird daher jedermann im eigenen Interesse
empfohlen, für Schreiben aller Art an Behörden
nur noch das Dinformat A 4 zu verwenden.Der
Einheitsbriefbogen im Dinformat A 4 hat Die

- Abmessung 210 zu- 297mm, Die Einheitsbriefhülle

„bat. die Abmessuna 1.14 zu 162 mm



wenn man als Mitglied der Junung pro Kopf
und Jahr« 1 bis 2 Reichsmark an den Landes-
verband zu zahlen hat, man mindestens dann
ben 100 fachen Jahresbeitrag im Monat vom
Verbande durch Belebung des Geschäftes in Mark
und Pfennige umgerechnet bekommt. Diese oder
ähnliche Utopieu, sowie sonstige geringfügige Au-
lässe werden dazu benutzt, umgegen die Spitzen-
organisationeu loszuschimpsen. Und oftmals kann
man es erleben,· daß dieser Eigennutz und feh-
lender guter Wille einiger Mitglieder dazu führt,
daß an einen Beitritt zum übergeordneten Ver-
bande nicht zu denken ist. Absichtlich tragen
diese Mitglieder eine große innere Zwistigteit
bei Beratung dieser Fragen in die Handwerker-
versammluugen. Ganz logisch ist es, daß auch
unsere Spitzenorganisatioueu bei Festsetzung ihrer
Beschlüsse nicht jedem einzelnen Mitgliede wunschs
gerecht werden können. Ja oftmals sogar kann
es vorkommen, daß dieser oder jener Beschluß
sich zum Nachteil eines Berufsangehörigeu aus-
wirft. Hierbei dürfen wir keinen Falls vergessen,
daß die Spitzenorganisationen das Allgemeinwohl
des gesamten Berufsstandes zu vertreten haben.
Auch die Wünsche einzelner Innuugeu und Orts-
gruppeu lassen sich nicht immer in die Tat um-
setzen. Manche Mitglieder vergessen überdies
ganz, daß manche ihrer Forderungen der heutigen
Gesetzgeng zuwiderlauseu. Forderungen, welche
niemals in die Wirklichkeit umgesetzt werden
können, weil die Spitzenorgauisationen es nie
fertig bringen würden, bei einflußreichen starken
Parteien mit solchen Forderungen die geringste
Unterstützung zu finden, müssen logischer Weise
von vornherein den Ortsgruppen als unberechtigt
und-undurchführbar zurückgesandt werden« Fast
keiner aber ist heute so stark um ohne eine starke
Hilfe unserer Organisationen auszukommen. Voll-
kommen widerltch und abgeschmackt ist die Denk-
und Handlungsweise jener Außenseiter, die aller
positiven Arbeit ablehnend beiseite stehen. Sie,
die nur zusehen wie andere für sie die Kastanien
ans dem Feuer holen. Sie, die sich höchstens
so weit versteigen, am grünen Tisch ein großes
Wort zu reden, wie es gemacht werden müßte,
damit ein Erfolg von vornherein als gesichert er-
schien. Es sind dieselben, aber die, wenn bei
einer Vorstandswahl sie mit herangezogen werden
sollen zur positiven Mitarbeit unter oftmals
lächerlichen Ausfliichten die Ubernahme eines
Amtes ablehnen. Kaum ist die Novelle zur Ge-
werbeordnung angenommen, schon wird wieder
von einem Versagen der Spitzenorganisationen
am grünen Tisch gepredigt, ganz dabei vergessend,
daß auch unserer Spitzenorganifatiou der ange-
nommene Entwurf den geforderten Ansprüchen
nicht genügt hat, daß aber bei sder heutigen Zu-
sammensetzung des Parlamentes schon viel genug
durch die Anerkennung der Handwerkernovelle
erreicht worden ist. Gäuzlich vergessen wird auch
das tatkräftige und verständnisvolle Mitarbeitern
der augegliederten Mistgliedskörperschafteu,« daß
ja gerade ein Haupterfordernis jeder ersprieß-
licher Tätigkeit eines Landes- oder Reichsverbandes
ist. Die einzelnen Mitgliedskörperschafteu müssen
voll und ganz bei der Sache sein, und darüber
nachdenken wie sie dem Verbande mit genügenden
begründeten Unterlagen dienen können. Denn
die Geschäftsführung kann dann nur eintreten,
wenn sie unter Beibringung von begründeten Un-
terlagen vor irgend einer Sache eingehend und
sachlich in Kenntnis gesetzt worden ist.
Zum Anderen liegt auch in der Tätigkeit mancher

sVorstände ein großer Teil an Schuld, das unsere
Spitzenorganisationen bei Beratung von großen
Tagesfragen gegenüber den anderen Berufsstän-
den nicht mit genügendem Zahlemnaterial dienen
können. Erinnere hier nur an die Rundschreiben
und statistischen Anforderungen der Handwerks-
kammern und Landesverbände. Wie mangelhaft,
ja oftmals garnicht oder nach ostmaligen energi-—
schen Schreiben sind manche Vorstände - erst ge-
ineigt, mit einigem spärlichen Material zu dienen.
cDas dieses Zahlenmaterial aber gebraucht und
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nicht eine unnötige bürokratische Arbeit unserer-
Verbände ist, beweisen die Worte eines Gegners
des selbständigen Handwerkers. Jst es nicht be-
schämend für unsere Handwerksvertreter im Reichs-
tage am 4. Februar dieses Jahres gewesen, als
der sozialdemokratische Abgeordnete Schmidt-Berlin
bei Beratung des Gesetzentwurfes über die Haud-
werkernovelle nachfolgende, dem amtlichen Bericht
der Reichstagsdruckfachen entnommene Ausführung
gemacht hat: »Was wir aber als Grundlagef
für eine objektive Beurteilung des Jnnungs-«
wesens in der Handwerkerorgauisation vermissen--
das ist das Fehlen jeglicher statistischen-
Unterlageu. Das Statistische Jahrbuchz des
deutschen Reiches bietet uns die Unterlagen für die
Tätigkeit und den Arbeitsbereieh der Gewerkschasten,
derGenossenschaften,derUnteruehmerverbündezüber
die Jnnungen dagegen enthält es nichts weiter als
Angaben über die Zahl der Jnuungen und deren
Mitglieder. Über das Geschäftsgebahren der-Mk

Wenn die Reichs- ‚_
regierung sich mit umfassenden Reformabsichtenk ·--
trägt, wenn wir imstande sein sollen die Wirkung-:
der Gesetzgebung zu beurteilen, so ist dazu tin--

nungen fehlt jede Angabe.

erläßliche Voraussetzung das Vorhandensein ge-
nauer und eingehender statistischer unterlagen,
auch solcher über das Geschäftsgebahren der Ju-
nnngen. Ich möchte« an das Wirtschaftsministes
rium die dringende Bitte richten, darauf hinzu-
wirken,daßvom Statistischem Reichsamtweiteresfta-"
tistische (Ermittlungen über die Tätigkeit der Jnnugen
und Haudwerterorganisationen angestellt werden-
Wir stellen damit keine große Anforderung, denn
diese Zahlen lassen sich meiner Ansicht nach leicht ges
ermitteln, und wir haben dann eine Gesamt-.
übersicht über die wirkliche Tätigkeit der Innnngen
und Handwerkerorganisationen. .

Dies sind die Worte, die der sozialdemokratische
Abgeordnete im Reichstage gesprochen hat, geben
bie uns nichts zu denken? Auch von unsern
Gegnern können und müssen wir lernen. Es wird
gewiß für manche unsere Jnnungen beschämend
sein, wenn sie nicht einmal bis zur Gegenwart
die wenigen statistischen Fragen unserer über-«
geordneten Berufsvertretungeu nur mangelhaft
beantwortet haben. Möge auch hier endlich imsJ
Handwerk Wandel geschossen werden. Es erscheint
ja selbst-einem manchmal ganz eigenartig, warum  

und weshalb über diese oder jenes Angelegenheit
der Vergangenheit nochmals eingehend berichtet
werden soll. Wir haben aber nun ersehen, daß
diese Arbeiten dringend nötig sind, damit unser
Berufsstand als gleichberechtigter Wirtschaftskdtper
anerkannt wird. Wenn alle Mitgliedskörperschafteu
unserer Verbände voll und ganz ihreEPslichteu
erfüllen- Mm wird es und) in Zukunft Möglich
sein, daß« unsere Berufsverträtungem ‘ daß unsere
Landes- und Reichsverbiinde ersprießliche Arbeiten
zum Segen des gesamten Hauptvorstandes leisten
Hköunem nnd fie« der Faktor geworden sind ohne
den keine Stumm}, " · keine Handwerkerorganisatiou
in der Zukunft auskommen wird, oder aber die
von ihr geleistete Arbeiten nur zur Nutzlosigkeit
des Berufsangehörigen gereichen wirde St." H.

Verlagsgenossensrhnft »Hättester .
kümmern und Gemerbk« 1E.G. m.b. ä.-

Gefchäfrsb'erllht über das Jahr 1928

s- Die Verlagsgenossenschast »Schlefiens Hand-
werk und Gewerbe« E.G. m. b. Hyjist im Jahre
‘1921 gegründet worden« Der Gegenstand ihres
Unternehmens ist von Anbeginn an die Heraus-
gabe einer Zeitschrift für das schlesische Handwerk
und Gewerbe. Die Genossenschaft hat sich dieser
Aufgabe auch im Geschäftsjahr 1928 mit voller
Hingabe unterzogen. Es bestehen noch ähnliche Zeit-
schriften für den Regierungsbezirk Liegnitz und
die Provinz-Oberschlesieu- · Versuch-ek- diese Zeit-
schriften uns anzngliedernz sind an dem- Wider-—-
streben der HandwerkskammernLiegnitz undOppeln

cheitert. « ‑ « . w
Die Zahl der Genossen betrug am Beginn-. des

Jahres 21 mit der gleichen Anzahl von Geschäfts-
anteileu. Es sind zwei Mitglieder und zwar die
Herren Wilhelm Beck und Heinrich Becker im
Laufe des Jahres verstorben. An ihre Stelle
werden die Herren Oskar Teichmann und Carl
Betschelt treten. ·

Der Vorstand ist derselbe geblieben. Es sind
die Herren Max Streit, Dr, Walter Paeschke
und Walter Baranek. Den Vorsitz im Auf-
sichtsrate führte Herr Adolf Vrettschueider,
Präsident der Haindwerkskammer ,Bres·lau.«

_ Die Zeitung wird « aus« Grund des mit der
Handwerkskammer zu Breslau abgeschlossenen Ver-
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trages an sämtliche selbständige Handwerker des-
Kammerbezirkes geliefert, weiterhin an die Reichs-,
Staats- und. Kommunalbehörden, die amtlichen
Berufsvertretungen (Jndustrie- und Handels-
kammern, Handwerkskammern und Landwirtschaft-s-
kammern) und an eine Anzahl von sührenden Per-
sönlichkeiten des Wirtschaftslebens Dazu treten
noch zahlende Abonnenten.

Die Zahl der belieserten Handwerker betrug
am 1. Januar 1928 34660. Die Auflage stieg
im Laufe des Jahres auf 35750 Exemplare.

Der Druck der Zeitung erfolgte unter den
bisherigen Bedingungen« des mit der Firma Graß
Barth 8c Comp. abgeschlossenen Druckvertrages

Der mit der Handwerkskammer abgeschlossene
Vertrag, welcher der Grundpfeiler für das
Bestehen und die Erhaltung der Zeitung
darstellt, da ohne diesen Vertrag das Blatt
in· diesem Umfange und mit einem der-
artigen Jnhalt nicht bestehen kann, hat sich
weiterhin gut beu..hrt. Es war sogar möglich,
wiederum der Handwerkskammer einen Teil des
vertragsmäßig der Genossenschaft für die Belieferung
zu zahlenden Geldes zurückzuvergüten.

»Der Inhalt der Zeitung hat allseitig, nicht
allein in dem» engeren Leserkreis, lebhafte An-v

Die Schristleitung, welche-erkennung gefunden. _
Ein den Händen der Herren Dr. Paeschke und
Baranek lag, hat sieht weiterhin bemüht, ihn
ssdadurch möglichst-reichhaltig und vielseitig zu
;gestalten," daß sie aus ganz Deutschland Mit-
arbeiter herangezogen hat. Mit Freude können
wir auch""«feststellen, daß, wenn auch zögernd, sich
sunter Anderen »auch Handwerker fin den Dienst
Ä der Sache gestelltund Artikelgeschrieben haben-.

»Wir blicken mit Befriedigung auf das Ge-
szschäftsjaht .;1,9«28",",da auch die finanzielle Grund-I-
Tlage-» über die besonders berichtet wird, infolge-
Ådessz starken Rückhaltes durch die Zuschüsseder
Handwerkskammer eine völlig gefestigt gewesen ist.

Dr. Paeschke.
.\ : .'. .‚ —-

J I . - lEin neuer
szjjäatschrei

Vertreter von Handwerk, .»H»ansdel, Gewerbe und
Landwirtschaft aus der» Grenzstadt Trachenbeiig
»und Umgebung und richteten an Regierung und
Parlament einen Notsehrei um beschleunigte Hilfe
in einer Entschließung, die wir hiermit zur Kennt-
nis bringen.
Es ist tief bedauerlich und zugleich befremdensd,

»daß die Finanzverwaltung die Not des Grenz-
kreises nicht anerkennt; Wir« die wir unt-er den
schwierigsten wirtschaftlichen « Verhältnissen« (im·
Jahr-e 1927 waren von 1839 Gewerbebetrieben

Betriebe hatten ein Einkommen unter 1500 Rasch-,
die Grenzwacht halten-, werden in der Bewertung
der Grundstücke, als in einer Norm-all-age betrachtet.
Der Grenzabschlag ist von -15 Kisloimter auf 10 Kilo-
meter zurückverlegt.

Mit Staunen mußten wir« feststellen, daß die
Grundstück-e, insbesonders die gewerblichen ge-
nutzten Gebäudeteile, in den neu-en Einheitswert-
bescheiden viel höher bewertet wurden, obgleich die
wirtschaftlich-e Lage sich bedeutend verschlechtert hat.
Wir fordern daher: Wiedereinführung des Grenz-

abschlages bis 15 Kilometer, niedrigere Bewertung
der Grundstücke, insbesonders der gewerblich ge-
nutzten Gebäudeanteile.
Die Absicht der Einbehaltung eines Teiles

(120 Millionen) des ReichseinkommensteuewAufi
kommen-s bedeutet außerordentliche Gefahr in

steuerlicher Hinsicht Die Gemeinden werben da-
durch gezwungen, den Ausfall durch Erhöhung der

g Realsteuern wieder auszugleichen —
Wir verlangen endlich einmal wirkf

aus einer Grkngstadt s
lAm 25— Februar 1929 versammelteu sich die-

 

{Reich Ländern und K-ommunen, Schutz auch gegen
Konzerne und Trusts Verwahrung wird eingelegt
gegen die staatliche und kommunale Förderung der
Warenhäuser und Eonssumvereine Der Mißbrauch
der durch sogenannte gemeinnützige Unterneh-
mungen getrieben wird, muß staatlicherseits unter-
bunden werben. Bei aller Anerkennung der steuer-
lichen Erfordernisse verwahren sich die oben-
genannten Brufsstände dagegen, daß trotz der für
die deutsche Wirtschaft untragbaren Reparationss-
lasten die öffentlichen Ausgaben durch Erweiterung
öffentlicher Aufgaben ins Ungemessene gesteigert
werden. Es muß verlangt werden, daß die Ber-
waltungssausgaben konsorm gehen mit der Lei-
stungsfähigkeit der Wirtschaft. Defizite im Haus-
halt des Reiches, der Länder und Kom-
munen müssen unbedingt durch rücksichtslofe Alb-
striche vermieden werden. Dazu muß treten neben
einer Vereinfachung des jetzigen Steuersystems die
Verbilligung der Finanzverwialtiung und eine Ver-
minderung der Realsteuerbelastung Die Gewerbe-
steuer in ihrer jetzigen Form bedarf dringend der
Umänderung in eine -Berufs«steuser, und die Bevor-
zugung der Betriebe der öffentlichen Hand sowie der
Konsumvereine in fteuerlicher Beziehung muß auf-
hören.

f Dem Wohnungsbau ist das gesamte Auskommen
aus der Hauszinsfteuer zuzuführen. Neben diesen
Maß-nahmen ist unbedingt erforderlich, daß in der
Frage der sozialen Gesetzgebung mit den Aus-
wüchsen derselben endlich einmal Schluß gemacht
wird, zumal die jetzige Belastung der mittelstän-
dischen Betriebe durch die augenblicklicheForm der
Sozialversicherungen einerseits weit über das ver-

«U·i"tn-ftige Maß eines Schutzes des Arbeitnehmers
·nausgeht, andererseits jetzt schon als usntragbar

f ezeischnet werden muß. Diese muß vielmehr der
Leistungsfähigkeit der Wirtschaft angepaßt und
daher eher reduziert als noch erweitert werden.
Ferner müssen gesetzliche Maßnahmen gegen

die weiter um sich greifende Schwarzarbeit ge-
troffen werden. Das Arbeitsschiustzgesetg das hier-
für Raum bietet, bedarf noch wesentlicher Abände-
rungen im Sinne einer Anpassung an die Ver-
hältnisse in Handwerk und Gewerbe. In diesem
Gesetz, sowie in der übrigens Gesetzgebung und Ver-
waltung muß in Zukunft die Meisterlehre im
Handwerk als das betrachtet werden« was sie ist,
nämlich als Lehr- und Erziehungsverhältnis. Den
berufsistänsdischen Selbstverwaltungen ist weit-
gehendste Anerkennung und Mitwirkung bei der
Erfüllung der staatlichen und wirtschaftlichen Auf-
gaben zu gewährleisten Alle Bestrebungen, die

. darauf . hinauslaufen, das Rückgrat der deutschen
Wirtschaft, Handwerk und Mittelstand zu verelen-
den und zu proletarisi-eren, müssen unbedingt von
Regierung und Parlament im Interesse des
deutschen Vaterlandes rücksichtslos bekämpft und
unterdrückt werden.

..des Kreises Militsich-Trachsenbersg 1093 Betriebe ge-·»- -
wserbesteu-erfrei, daß heißt 60% aller gewerblichen · Einheitsbewertung des

Grundvermögens für I928/1929
An die Mitgliedskörperschaften im Reichsberband

des deutschen Handwerks.

s Nachstehend bringen wir unseren Lesern den
Wortlaut der Eingabe zur Ken·ntnsis,« welche die
Spitzenvserbänsde der Wirtschaft gemeinsam an die
Mitglieder des Steuerausschusses des Reichstages
gerichtet haben: Berlin, den 21 Februar 1929.

An die Herren Mitglieder des Steuerausschusses
des Reichstages.

Einheitsbewertung des Grundvermögens
für 1928 und 1929.

Sehr geehrter Herr Abgeordnete-pl
Wir gestatten uns, Ihre Aufmerksamkeit auf

folgende Fragen zu lenken:
Wie Ihnen bekannt ist, hat die Feststellung der

Ginheitswerte für das Grundvermögen (an Grund
ber Verbraumpg aber die Einheitsbewekmug und

. am Schutz VermögeirssteuersBevaiilagung 1928 vom 9. 6.
gegen das- jtberhmrdnehmen der Regiebetriebe von 1928mudderhierzuvondenPrästdentendereiw

i

 

zelnen Landesfisnanzämter erlassenen Vorschriften)
zu lebhaften Beschwerden der Steuerpflichtigen ge-
führt.

Die auf Grund dieser Bestimmungen ange-
nommenen Einheitswerte übersteigen in zahl-
reichen Fällen den gemeinen Wert der Grund-
stücke um ein Beträchtliches, ohne daß fü r die -
jenigen Grundstücke,dise »der Zwangs-
wirtschaft unterliegen, eine Mög-
lichkeit besteht, auf den gemeinen
Wert zurückzugreifen. Dies-e zu hohe
Bewertung der Grundstücke bedeutet nicht nur eine
unbillige Steuerbelastung, sondern ist auch geeignet
(worauf die Industrie- und Handelskammser Berlin
in einer Eingabe besonders hingewiesen ha.t), bei
ein-er verniögenssstatistischen Auswertung gerade
gegenwärtig äußerst unserwünschte Anschauungen
herbeizuführen

Im Reichstag liegen in dieser Angelegenheit be-
reits die Anträge Nr. 732-(Deutsche Demokratische
Partei), Nr. 743 (Wirtschaftspartei) und Nr. 810
(D-eut-schnationale Volkspartei) vor, die ein-e Be-
rücksichtigung des Eriragswertses ansstreben.

Diese Anträge, deren Tendenz zweifellos lebhaft
zu begrüßen ist,- dürften allerdings in ihr-er Aus-
wirkung nicht ganz ei-n.deutig fein. Wir gestatten
uns, darauf aufmerksam zu machen, daß nach § 36
der Verordnung über die Einheitsibewertung und
Vermögenssteuer-Veranlagung 1928 vom 9. 6.
1928 die Hiauszinssteuer ebenso wie sonstige
Steuerlasten des Grundstück-es nur mit 60 % ihres
Betrages anzusetzen ist. Auch ein auf di es e
Weise ermittelt-er Ertragswert ist
selbstverständlich nicht geeignet, den
Steuerpflichtigen zu helfen.

Gan-z abgesehen von den sich bei der Vermögens-
steuerveranlagung für 1928 ergebenden schweren
Scheiben tritt das gleiche Problem, sogar unter
erschwerten Umständen, für 1 9 2 9 auf.
Für 1929 wird nämlich höchstwahrscheinslich eine

erneute Einheitswertfestftellung nicht erfolgen.
Es würde daher, wenn keine neue Regelung er-
folgt, bei den für 1928 festgesetzten Einheitswerten
verbleiben.

Sollten die gesetzgebenden Körperschaften den in
§ 9 des Entwurfs eines Gesetz-es über die Fest-
stellung des Reichshaushaltsplans enthaltenen
Vorschlag der Reischssregierung zustimmen, eine
einmalige außerordentliche Erhöhung der Ver-
mögenssteuer um 20 % vorzunehmen, so würde
auch dieser Zuschlag sich nach den Einsheitswerten
für 1928 errechnen. Der gleiche Einheitswert liegt
auch4 der Aufbringungsbelastung zugrunde, sowie.
auch einer Reihe sonstiger Steuern und Abgaben.

Die unterzeichneten Spitzenverbände richten da-
her an Sie, sehr verehrter Herr Abgeordneten die
Bitte, dieser Frage insbesondere auch für d a s
J a h r 1 9 2 9 Ihr-e Aufmerksamkeit zuwenden zu
wollen, wozu bei Behandlung der Anträge Nr. 732,
Nr. 743 und Nr. 810 Gelegenheit gegebe sein
dürfte. «
Wir gestatten uns, abgesehen von den vorliegen-

den oben genannten Anträgen, die sich auf das
Jahr 1928 beziehen, für 1929 folgende Abänderung
der oben aufgeführt-en geltenden Bestimmungen
anzuregen:"

Unter Abänderung der Verordnung über die
Einheitsbewertung und Vermögenssteuer-Veran-
lagung 1928 vom 9. 6. 1928 sind die Finanzämter
anzuweisen, bei der Feststellung der Einheitswerte

für bebaute zwangsbewirtschastete Grundstücke für
1929.·.den Nachweis der Steuerpflichtigen zuzu-
lassen, daß der auf Grund der Verordnung vom
9. 6. 1928 vorgesehene Einheitswert nicht mit dem
Ertragswert oder gemeinen Wert des Grundstücke-Z

übereinstimmts

Bei der Ermittelung des Ertragswertes ist § 36
der Verordnung vom 9. «6. 1928 zu streichen, d. h-
insbesondere die Grund- und Hauszinssteuer mit
ihrem vollen Wert einzusetzen.



Angererhngnntrn Im steuerrecht
s· Nicht nur bei der Schaffung der Steuergesetz-

gebung des neuen Reiches, sondern auch in den
folgenden Jahren war fortgesetzt zu beobachten, daß
die Belastung der großen und mittleren Steuer-
zahler immer mehr vergrößert oder wenigstens
nicht gemildert wurde, diejenige der Arbeitnehmer
dagegen fortgesetzt Senitungen erfuhr. In welchem
Umsange dies geschehen ist, zeigt die Aufstellung
eines großen rheinischen Industrieunternehmens

mit rund 25 000 Arbeitnehmern und vehä«ltnis-
mäßig hohem Lohnniveau infolge überwiegender
Beschäftigung von Facharbeitern. Danach hat sich
dort ergeben, daß der Steuerabzug vom Arbeits-
lohn im Durchschnitt der gesamten Belegsschaft be-
tragen hat:

im Jahre 1920
. - - 1921

1922
1923
1924
1925
1926 2,65

· 1927 3,38
im 1. Halbj. 1928 3,10 -

Vom 1. Oktober 1928 an wird der Steuerabzug

unter Berücksichtigung der in diesem Zeitpunkt ein-

getretenen weiteren Steuersermäßisgung schätzungs-

weise nur noch 2,75 v. H. der Lohnsumme betragen-.

Während danach also die Arbeitnehmer im Lauf-e

der letzt-en acht Jahre eine erhebliche Steuersermäßi-

gung erfahren haben, sind dem gewerblichen

Mittelstand, der nicht minder unter dem hohen

Steuerdruck leidet, kaum jemals auf dem Wege der

Gesetzgebung dauernde Erleichterungen gewährt

· worden-. Auch die bis jetzt bekannt gewordenen
Pläne der Reichsregierung zur Deckung des Defi-

zits in ihrem Haushaltsptlan sehen nicht etwa eine

Rücknahme der den Arbeitnehmern gewährten
Lohnsteuiervergünftigungem sondern eine Mehrhe-
«laftun-gi des Erbes und des Vermögens vor, zeigen
also eine ausgesprochen mittelstandsfeindliche Ein-
stellung, wie sie seit langem in der Steuergesetz-
gebung zum Ausdruck gekommen ist. Sämtliche in
diesem Sinn-e auszuilegenide Bestimmungen können
hier natürlich nicht Platz finden, aber einige be-
sonders deutliche Beweise dafür mögen hier unter-
breitet werden. «

Eine in den wichtigsten Steuergesetzen vorges-
sehene Vorschrift, nämlich die, daß die Steuer im
voraus zu zahlen ist, ist zwar an sich nicht mit-tel-

« «standsseindlich., wirkt sich aber dadurch so aus, daß
dieses Zahlungssyftem in vielen Fällen zu Über-
zahlungen führt? Da sie auch trotz der im Gesetz
dagegen eingefügten Sischerungen technisch nicht

· ausgeschlossen werden können, so sieht dieses Er-
stattungen der überzahlten Beträge vor. Die Vor-
schriften darüber vermögen aber nicht, die Schaden
auszugleichen, die den Betrieben durch diese, wenn

« auch nur vorübergehenden Mehrzahlungen ent-
stehen. Abgesehen davon, daß diese nicht nur bei
der heutigen Gesldknappheit, sondern auch bei der
unbefriedigenden Konjunktur schwer aufzubringen
sind, verursachen sie den zahlreichen Unternehmern,
die auf Bankkredit angewiesen sind, auch noch bare
Auslagen. Während nämlich für Leihgeld durch-
schnittlich 12 bis 15 v. H. Zinsen verlangt werden,
vergütet die Steuerbehörde für überhobene Steuern
nur 5 v. H. Zinsen uan auch dies nur beiBeträsgen
übe-r 100 alt. Überdies werden infolge überlastung
der Steuerbehörden Erftattungsanträge meist erst
nach vielen Monat-en erledigt. «
Im Einkosmmenstesuergesetz sind hauptsächlich die

Vorschriften über die Verbrauchsbesteuerung und
die Kapitalertragssteuer zu nennen. Die erstere,

7,78 v. H. der Lohnsumme
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gegen die bei den Steuerpflichtigem « die sich s« der
Feststellung ihres Einkommens zu entziehen wissen,
nichts einzuwenden ist, ist nach ihrer Fassung und
Auslegung eine ausgesprochene Benachteiligung des
Mittelstandes Sie wir-d nämlich in vielen Fällen
dazu ausgenutzt, um Unternehmer, die mit Verlust
abgeschlossen haben und daher an sich einkommen-
steuerfrei wären, trotzdem dieser Steuer zu unter-
werfen. Dadurch weden Betrieben, die ihre flüssigen
Mittel besonders dringend brauchen-, diese im un-
geeignetsten Augenblick geschimä·lert, und zwar, wie
sich aus der Begründung des Gesetzentwurfs ergibt,
in durchaus mittelstansdsfeindlicher Absicht. Es
heißt dort nämlich: »So lange die große Masse der
Steuerpslischitisgem insbesondere die Lohnste·uerpflich-
tigen, auch bei geringem Einkommen zu erheblichen
Steuerleistusngen herangezogen wird, kann an der
Besteuerung nach dem Verbrauch nicht vorüber-
gegangen werden. Dies gilt Vor allem für die
Personen, die einen wirklich groß-en Verbrauch
haben und diesen, wenn sie ihn aus tatsächlichem
Einkommen nicht entnehmen, nur aus der Ver-
mögenssuibftanz bestreite-n können.« Was ist Ver-
mögen aber anders asls erspartes und bei seinem
Bezug versteuert-es Einkommen? Die Verbrauch-s-
besteuerung ist also nichts andere-s als eine dem
Sinne des Einkommensteuergesetzes widersprechende
Doppelbesteuerung-, die höchstens bei Leuten ange-
bracht ist-, die über ihre Einkommens- und Ver-
mögensverhältnisse Angaben machen, die mit ihrem
Verbrauch nicht in Ein-klang zu bringen sind. Die
Gesetz-geber haben bei der Schaffung der Ver-
brauchsbesteuerung ganz außer Acht gelassen, daß
auch der aus dem Vermögen leben-de gewissenhafte
Steuerpflichtige durch Vermögens- und andere-»Ab-
gaben mittelbar und unmittelbar so viel zur· Auf-.
bringtng der öffentlichen Aus-gaben beiträgt, sdaß
sich seine Besteuerung nach dem Verbrauch . ‚nicht
einmal mit Rücksicht auf den Mann der Straße, wie
sie in der Begründung des Gesetzes zum Ausdruck
kommt, rechtfertigen läßt. -

Eine weitere Mittelstandsfeindlichkeit des Ein-
kommensteuergesetzes liegt in dessen Vorschriften
über die Erstaittung von Steuerabzugsbeträgen viom
Kapitalertrag Sie besagen nämlich, daß-: den
Steuerpflichtigen, die ein dem Kapitalertragsabzug
uinsterliegendes steuerbares Zins-einkommens- von
über 1300 alt beziehem nur die vierteljährlichsö _c/Il
übersteigenden Beträge erstattet, also 20 alt" im
Jahre einbehalten werden. Danach können aber
Kleinrentner, die an sich steuerfrei wären, mit 20 alt
im Jahre belastet werden, nur weil ihr Einkommen
dem Steuerabzug vom Kapitalertrag unterliegt
Abgesehen davon, daß dies eine große Ungerechtig-
keit darstellt, liegt darin eine große Härte für den
Betroffenen. -

Fast noch ärger als dass Einkommensteuergesetz
wirkt sich das Vermögenssteuergesetz aus, und zwar
dadurch-, daß es das Verhältnis zwischen Värmögen
und Einkommen viel zu wenig berücksichtigt Da-
durch führt es nämlich bei ertraglosem Besitz, wie
z. B. wertvollen Baustellen, gewinnlosen Geschäfts-
anteilen und dergleichen in Händen von Mittel-
ständlern mit geringem Einkommen zu allmählicher
Enteignung. Nehmen wir z. B. an-, daß eine
Witwe mit geringem Zins-einkommen den von
ihrem Ehemann ererbtem vorläufig ertraglosen
Grundbesitz ihren Kindern erhalten will, dann kann
sie dies nur tun, indem sie diesen und sich vielleicht
auf Kost-en der Gesundheit Entbehrungen auferlegt
oder den Besitz nach und nach dersSsteuerverwaltung
über-eignet Da das Vermögenssteuergesetz nämlich
keinen Härteparagraphen enthüllt, so kann hier eine
Steuererleichterung nur mit dem § 108 der Reichs-
abgabenordnung begründet werden, der den Reichss- 
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finanzminister ermächtigt, Steuererleichoterungen
zum Ausgleich von Härten zu gewähren Sie gie-
schehen bei solchen Anträgen, wie sie hier zur Er-
örterung stehen, aber im Hinblick aus den vorhan-
denen Vermägsenswert im allgem-einen nur in der
Art, daß Stundng unter irgend ein-er Sicherheits-
hergabe, wie z. B. unter Eintragung einer Sicher-
heitshypothek auf das Grundstück, vorgenommen
wird. Zieht sich dessen Verwertung nun sehr lange
hin, dann istes möglich, daß der ganze Verkaufs-
erlös oder dessen Hauptteil der Steuerbehörde zu-
fällt und die Besitzer leer ausgehen.

Ähnlich-e Verhältniss-e liegen bei der sogenannten
Miet- oder Hauszinssteuer vor, was darauf zurück-
zuführen ist, daß als Grundlage dafür eine vor
nunmehr über visezehsn Jahren als richtig anzu-
sehen-de Summe als sogenannte Friedensmiete maß-
gebend ist. Daß mit dieser Vorschrift viele beson-
ders den Mittelstand treffende Härten verbunden
sein müssen, ergibt sich zwangssläusfig aus den
starken, seitdem ein-getretenen Wandlungen unserer
Wirtschaft. Man denke nur, was für den Haus-
besitz vieler Städte und dessen Verwertung der Ver-
lust der Garnisson zu bedeuten hat. Ferner sei an
die mit der Sportbewegung verbundenen Ände-
rungen in den Gewohnheiten unseres Volkes er- ·
innert, die das Gastwirts- und iSaalinhabergewerbe
besonders schwer getroffen haben. Welche Härten
mit einer so stark überholten Besteuerungsgrund-
lage verbunden sei-n können, sei an. einem Beispiel
aus der Praxis dar-getan (in jeder anderenBrauehe
sind gleiche Beispiele heranzuzieheu).- , Der Pächter
eines Gasthofes hatte von dem Verpächter für den
mehrjährigen Rest seines langjährigen Pachtver-
trages wegen der geringeren Ausnutzungsmöglichs
keit seiner Gewerberäume infolge der veränderten
Lage des Gewserbes eine Paschtermäßigung von
7000 alt erlangt, was· den Verpächter veranlaßte,
eine entsprechende Herabsetzung . seiner Mietzins-
steuer zu beantragen. Dass Gesuch wurde vonssämt-
lichen Jnstanzen abgelehnt, weil die finanzielle
Lage des Antragsteller-s eine Steuerermäßigung
nicht rechtfertige. Der Buchstabe des Gesetzes hat
hier also nicht nur dahin geführt, daß eine Steuer
in unberechtigter Höhe erhoben, sondern daß auch
dem Pächteriwie demeerpächterssdie ·«Ve,rlä'ngerung
des Vertrages nach dessen Ablan « und damit die
Aufrechterhaltung ihrer Existenz erschwert werden.
Darin liegt insofern eine Mijttelftandsfeindlichikeit,
als dieser Fall nicht vereinzelt, sondern, wenn auch
in anderer Form, recht oft vorgekommen ist, wie
wohl jeder Steuerberater bestätigen kann. · ··
Wenn es nun auch nicht möglich ist, das Steuer-

recht von jeder Härte für den Mittelstand freizu-
halten, so ist es doch nicht zweifelhaft,v daß so«hand-
greifliche Benachteiligungen für ihn, wie sie hier
geschildert und auch- noch in anderen Steuergesetzen
unid zwar nicht nur des Reiches, sondern auch der
Länder und Gemeinden, nachzuweisen sind, beseitigt
oder wenigstens gemildert werden können, Dies
herbeizuführen, ist allerdings weniger Zweck dieser
Ausführungen, als Vielmehr die Absicht, jeden Ge-
werbetreibensden zu veranlassen, feine politische
Partei auf diese Übel-stände hinzuweisen, da hier
tatsächlich viel-es versäumt worden ist.

—————

Zur Gmgestaltung
des Geichsmjrtskhostsmts

s- Der Volkswirtschaftliche Ausschuß dss
Reichstags beschäftigt sich zurzeit mit den Vor-
lagen über die Umwandlung des vorläufigen
Reichswirtschaftsrats zum endgültigen Reichs-
wirtschaftsrat. Es handelt sich hierbei um den
Entwurf eines Gesetzes über den Reichswirt-
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schaftsrat und um _ .
zur Ausführung des Gesetzes über den Reichs-
wirtschaftsrat.

Die Stellung des Reichswirtschaftsrats wird ins
dem ersteren Entwurf wie folgt umschrieben:
Der Reichwirtschaftsrat begutachtet wirtschafts-
politische und sozialpolitische Gesetzentwürse, regt
wirtschaftspolitische und sozialpolitische Maß--
nahmen an und nimmt auf Verlangen oder mit
Zustimmung der Reichsregieriing wirtschaftliche
nnd soziale Erhebungen vor. Der Reichswirts
schaftsrat wirkt insbesonderebei der Vorbereitung
von Gesetzentwürfen zur-· weiteren Ausführung

               

 

des Artikels 165 der Reichsverfassiing mit. Somit.
hat der Reichswirtschaftsrat vor allen Dingen
das Recht der Begutachtung, wonach wirtschafts-«
politische und sozialpolitische Gesetzentwürfe von
grundlegender Bedeutung von der Reichsregie-
rung vor ihrer Einbringung ihm zur Stellung-.
nahme vorgelegt werden fallen. Daneben erhält
reader-auch das volle Initiativrecht und kann
wirtschaftspolitische und sozialpolitische Gesetzes-
vorlagenis beantragen-o und-sientssprechende« Mag--
nahmen anregen. Die Reichsregierung hat solche
Vorlagen beim Reichstag einzubringen auch für
den Fall,i daß sie den Gesetzesverlagen nicht- zu-
stimmt. Bislaiig war die Reichsregierung hierzu
nicht verpflichtet. Der Reichswirtfchaftsrat hat
seinen Sitz in Berlin und besteht aus 151 stän-
digen Mitgliedern, die von der Reichsregierung
auf Grund von Vorschlägen der Vertretuiigen
der Unternehmer, der Arbeitnehmer und sonst
beteiligte; Volkskreise oder auf Grund von Er-
nennungen diireh die Reichsregierung oder dem
Reichsrat einberufen werden Für einzelne
Sitzungen oder Verhandlungsgegenstände können
außerdem nichtständige stimmberechtigte Mit-.
glieder einberufen werden,

Alle weiteren Einzelheiten über den Reichs-
wirtfchaftsrat werden durch das Ausführungs-
gefetz geregelt, insbesondere die wichtige Frage
der -Mitglied.schaft. Die ständigen Mitglieder
werden zum überwiegenden Teil auf Grund be-
sonderer -Vorschläge . an 5an Reichswirtschafts-
ministerium seitens .der. »in —. Frage kommenden
Spitzettverbände bestellt. · Die· „(Einberufung nicht-.
ständiger Mitglieder erfolgt durch den Vorstand
des Reichswirtschaftsrats. Die ständigen Mit-
glieder umfassen drei Abteilungen 11115zwardie
Abteilung I (Arbeitgeber), Abteilung II (Arbeit-
n-ehmer)« .u-nd Abteilung IH (fonftige Vertreter).
Abteilung I und II sollen nach dem Entwurf je
48 Vertreter enthalten und zwar die Abteilung I
13 Vertreter der Landwirtschaft, 12 Vertreter der
Industrie, 6 Vertreter« des Handwerks, 7 Ver-
treter des Handels, 4 Vertreterder Banken und
Ides Privatversicherungswesens sowie 6 Ver-
treter des Verkehrs und der Fischerei. Die Ver-
fitetet des Handwerkssind gemeinsam vom
Deutschen HandwerMundGewerbekammertag
nnd dem Reichsverbäiid desdeutschen Handwerks
zu benennen. Die Vertreter der Arbeitnehmer
werdenvon den Gewerkschaften namhaft gemacht.
Fürf Abteilung lll sind folgende Vertretungen
vorgesehent"·11 Vertreter der Städte, der Land-
gemeinden und der Landkreise, 3 Vertreter der
öffentlich-rechtlichen Versicherungs- nnd Kredit-
anstalten, 5 Vertreter der Konsumgenossenschaften
und der"Hausfrauen, 4 Vertreter des landwirt-
schaftlichen und gewerblichen Genossenschafts-
wesens, 2 Vertreter der Tagespresse, 2 Vertreter
der Beamtenschaft, 3 Vertreter dersreien Berufe,
12 mit dem Wirtschaftsleben der einzelnen Wirt-
schaftsgebiete des Reiches besonders vertraute
Persönlichkeiten, zu ernennen vom Reichsrat,
1 Vertreter des Auslandsdeutsehtums sowie end-
lich 12 Persönlichkeiten, die durch besondere
Leistungen die Wirtschaft des deutschen Volkes ins
hervorragendem Maße gefördert haben oderzu
fordern geneigt sind, zu ernennen von der Reichs-
regierung. Der Vertreter des gewerblichen Ge-
nossenschaftswesens ist vom Deutschen Genossen-
schaftsverbande namhaftzu machen; « '

Der vorläusige Reichswirtschaftsrat zählte ins-
gesnnit 326 ständige Mitglieder. Es ist nur zu
begrüßen, daß die Zahl der ständigen Mitglieder
herabgesth wurde, hat doch die Praxis des vor-
läufigen Reichswirtschaftsrats zur genüge er-
geben, daß es möglich, ja im Interesse einer
fruchtbaren Arbeit notwendig ist, mit einer
geringeren Anzahl auszukommen. Selbstverständ-
lich sollen auch im Reichswirtschaftsrat nach Mög-
lichkeit alle Wirtschaftsgruppen und Berufskreise
ihre Vertretung finden, allein ein haarscharf
genaues Spiegelbild der deutschen Wirtschaft und
sder in ihr vertretenen Berufszweige wird der
Reichswirtschaftsrat niemals abgeben können.
Ein gewisser Ausgleich ist auch dadurch möglich,
daß« geeignete Sachverständige als nichtständige
Mitglieder jederzeit herangezogen werden können.
Der Volkswirtschaftliche Ausschuß hat nun be-
schlossen,-die Zahl der Mitglieder der beiden ersten
Abteilungen um je 7 Mitglieder zu vermehren..
Dadurch würde sich die Gesamtzahl der ständigen
Mitglieder auf 165 stellen, ein beträchtliches
Mehr gegenüber den ersten Entwürfen, die ledig-
lich 126 bzw. 123 ständige Mitglieder vorsahen.
Ein besonderer Unterausschuß des Volkswirt-
schaftlichen Ausschusses soll noch besondere Vor-
schlüge für die Verteilung der Sitze ausarbeiten,
eine Arbeit, die wir uns bei den zu erwartenden
Ansprüchen von allen Seiten der Wirtschaft nicht
gerade als einfach vorstellen können. Das Hand-
werk sollte, wie oben besprochen, 6 Sitze erhalten.
Werden nun in der Abteilung I die Sitze der
anderen Gruppen vermehrt, so wird es notwendig
sein, auch dem Handwerk einen weiteren Ver-
treter zu geben, um einmal den Berufsftand
seiner wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Bedeutung entsprechend zu berücksichtigen und

. unter-auch zum anderen dasgegebene Verhältnis
ZU» den übrigen Gruppen zu wahren.

Die Organe des Reichswirtschaftsrats sind der
Vorstand, der geschäftsführende Präsident, die
Abteilungen, die« Ausschüsse und die Vollver-
sammlung. Der Vorstand besteht aus 15kständigen
Mitgliedern und wählt aus seiner Mitte 3 Präsi-
deuten und zwar je einen aus den Mitgliedern
der drei Abteilungen Die Geschäftsführung
wechselt regelmäßig zwischen den aus den Ab-
teilungen I nnd 11 gewählten Präsidenten Der
Vorstand des Reichswirtschaftsrats übt die ihm
durch das Gesetz übertragenen Befugnisse aus
und beschließt nach Maßgabe der Geschäfts-
ordnung über die « laufenden Verwaltungsge-
schäfte. Es ist erfreulich, daß der neue Entwurf
das Schwergewicht auf die Ausschüsse verlegt hat.
Als Hauptausschüsse werden ein wirtschafts-
IPolitischen ein sozialpolitischer und ein finanz-
Mischer Ausschuß eingesetzt. Sie werden alle
drei-:Jahre neu gebildet. Kein Hauptausschuß
darf mehr als 36 ständige Mitglieder zählen, die
zuje einem Drittel auf die drei Abteilungen ent-
Ffallen. Mehrere Hauptausschüsse können sich mit
Zustimmung des Vorstandes ganz oder teilweise
zu gemeinsamen Sitzungen bereinigen. Die
Hauptausschdisse können wieder mit Zustimmung
des Vorstandes des Reichswirtfchaftsrats Sonder-
ausschüsse für bestimmte Aufgaben einsetzen. In
den Ausschüssen vollzieht sich vornehmlich die Be-
gutachtung der Vorlagen der Reichsregiernng
und die Erledigung der sonstigen, dem Reichs-
wirtschaftsrat übertragenen Aufgaben. Der Vor-
stand des Reichswirtschaftsrat bestimmt den je-
weils zuständigen Hauptausschuß Die Sitzungen
der Haupt- und Sonderausschüsse werden von
deren Vorsitzenden anberaumt. Die Vollversamm-
lung tritt nur auf Grund eines Beschlusses des
Vorstandes zusammen. Die Vollversammlung
muß einberufen werden, wenn die Reichsregie-
rnng es verlangt. Sie beschließt über die von
sHaupti oder Sonderausschüsfen vorbereiteten
Anträge auf Gesetzesvorlagen. Entsprechend der
Praxis der letzten Jahre beim vorläufigen
Reichswirtschaftsrat kann wohl damit gerechnet
swerdettz daß die Vollversammlung nur selten zu- 

samuientritt. Im übrigen war der vorläufige
Reichswirtschaftsrat nur in den Jahren 1920
bis Juni 1923 lediglich 58 mal zu Vollversamm-
lungen zusammengetreten; seitdem nicht mehr.
Leider brachten diese Vollversammlungen sehr
häufig eine Wiederholung der Aussprachen, die
schon in den Ausschüssen geführt wurden. Für die
Arbeit in den Ausschüsfen ist noch vorgesehen,
daß die Gntachten in ihren Ergebnissen durch
förmlichen Beschluß festgelegt und mit einem er-
läuternden Bericht versehen werden sollen. Jn
dem Bericht ist anzugeben, welche Mehrheit den
Beschluß gefaßt hat, wie diese Mehrheit sich auf
die Angehörigen der verschiedenen Abteilungen
und Gruppen am Ausschuß verteilt, welche Mit-
glieder an der endgültigen Feststellung des Gut-
achtens teilgenommen haben und welche Gründe
für den Beschluß maßgebend gewesen sind.

Eine besondere Stellung nimmt noch der Er-
mittlungsausschuß ein, der bei der Vornahme
von Erhebungen durch den Vorstand des Reichs-
wirtschaftsrats auf Verlangen oder mit Zu-
stimmung der Reichsregierung bestellt wird und
zwar zur Untersuchung von Fragen der Gesamt-
wirtschaft oder eines einzelnen Wirtschafts-
zweiges. Die Mitglieder dieses Sonderausschusses
werden zu je einem Viertel von den drei Abtei-
lungen und der Reichsregierung ausgewählt oder
vorgeschlagen. Die nähere Regelung setzt im ein-
zelnen die Reichsregierung durch Verordnung
fest. Dem Ermittlungsausschuß werden noch be-
sondere Befugnisse übertragen. So kann er für
jedermann mündliche oder schriftliche Auskünste
oder Gutachten über wirtschaftliche oder soziale
Verhältnisse, auch in Form von Abschriften und
Zusammenstellungen sowie die Vorlage von
Unterlagen verlangen nnd Besichtigungen vor-
nehmen. Wissentlich unrichtige Angaben werden
bestraft. Die Ergebnisse der Untersuchungen sowie
die Stellungnahme des Ermittlungsausschusses
hierzu werden von dem Ausschuß der Reichs-
regierung und von ihr dem Reichswirtschaftsrat,
dem Reichsrat und dem Reichstag vorgelegt.
Diesem Soiiderausschuß hat der zurzeit noch
tätige Ausschuß zur Untersuchung der Er-
zeugungs- nnd Absatzbedingungeu der deutschen
Wirtschaft zum Vorbild gedient. Er soll vor
allem die Reichsregierung in die Lage versetzen,
im Bedarfsfalle eingehende Enqueten auf den«
verschiedensten Wirtschaftsgebieten ohne weiteren
Zeitverlust durchzuführen, um so mehr, da es sich
als wünschenswert herausstellen dürfte, daß die
Untersuchungen des vorgenannten Enqueteaus-
schusses auf einzelnen Teilgebieten ihre Fort-—-
setzung finden.

Was nun die Gesamttvürdigung der Arbeiten
des bisherigen Reichswirtschaftsrats anbelangt,
so liegt ein großer Vorteil darin; daß bei seinen
Beratungen sämtliche Interessen einen Ausgleich «
erhalten und damit wesentlich zur Milderung
sozialer und wirtschaftlicher Gegensätze beigetra-
gen _ wird· Vor allen Dingen darf seine aus-·
gleichende Wirkung auch hinsichtlich des Um-
standes nicht unterschätzt werden, daß er Arbeit-
geber iind Arbeitnehmer zu sachlicher Beratung
und wechselseitigeni Verständnis zusammenführt.
In der Arbeit des Reichswirtschaftsrats finden
wir eine Fortsetzung der Tätigkeit, die mit der
Zentralarbeitsgemeinfchaft der Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerverbände begonnen wurde. Die in
der Offentlichkeit zum Teil vorliegende erhebliche
Kritik an dem Reichswirtschaftsrat ist auf ver-
schiedene Ursachen zurückzuführen Einmal ist
über seine Arbeiten, zumal nach dem Fortfall der
öffentlichen Versammlungen, recht wenig bekannt
geworden. Nur gelegentliche Veröffentlichungen
in der Presse wiesen auf ihn hin. Sodann fehlte
ihm bislang das volle Initiativrecht, das ihm erst -
jetzt gegeben werden soll. Leider ist bisher auch
viele Arbeit durch die nachfolgenden Beratungen
im Reichstag unter den Auswirkungen politischer-;
Einflüsse wieder zunichte geworden. Man kann saber niemals soweit gehen, dem Reichswitt-
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Montag, den 8. April 1929, findet in Jakob’s

Lokal, Schützenstraße, das nächste Quartal ftatt

Nachmittag 1 Uhr:

Prüfung der Lehrlinge
Nachmittag 2 Uhr:

« Versammlung
Aufnahme und Freisprechung von Lehrlingen —- Ein

kassieren der Beiträge —- Bericht über Jnnungs-

angelegenheiten, Neichswerbewoche u. dgl.

Fehlen ohne triftigen Grund wird bestraf«    Anh. Wietzorek J. Brzyk
Schriftführer Oberme «ter

Vandwertisnooelle
« rontm Jnnunggnrantienlrassen

Von Ehrenobermeister Wilh. Kniest,
M. d. P. L., Kassel.

f«"Es ist zur Tat geworben, es ist ettoas für das
Handwerk geschehen, aber es hat lange gedauert.
Vor 7 bis 8 Jahren, als ich noch im Reichstage
war, habe ich schon mit den damaligen Reichs-
wirtschaftsministern verhandelt, daß dem Hand-
werk doch nun auch den veränderten Verhältnissen
entsprechend ein neues Handwerkergesetz gegeben
werde.
Damals schon sagte mir einer der Herren

Minister, jawohl, das soll geschehen; jetzt bin ich
so weit, daß ich zu den Handwerkerforderungen
tSellung nehmen kann; aber-sorgen Sie dafür,
daß im Reichstage keine Krise eintritt, da besteht
die Möglichkeit, daß in einigen Tagen wieder ein
anderer Wirtschaftsminister hier sitzt; der aber
sicher mit seinen Wirtschaftsplänen nicht beim
Handwerk anfangen wird. Und der Herr Minister
hatte leider Recht Behalten, es kriselte wieder und
es kriselte noch heute im Reichstage, erfreulicher-
weise nicht in Preußen, und das Handwerk mußte
7 bis 8 Jahre warten, bis endlich diese kleine
Reform hsxrausgekommen

Das Handwerk hat nun das freie Wahlrecht zu
seinen Organisationen, die Innungsvorstände be-
stimmen die Kammermitglieder nicht mehr. Der
einzelne Handwerksmeister und die Meisterin, die
letzteren werden doch nun auch Wahlrecht haben
und Vorstands- oder Kannnermitglieder werden.
.Frage ist nur, wer stellt denn nun in Zukunft
die Listen auf, irgendwoher müssen doch Vor-
schläge kommen; mit einer Listeiist es auch nicht«
getan; die einzelnen Landesteile des Kammer-
bezirks müssen doch ihre Vertretung haben in der-
Handwerkskammer.

'Nun, da werden ja die Ausführungsbestim-
mungen, welche das Ministerium noch geben
muß, Aufklärung bringen. Ich sehe bis dato
noch keine glückliche Lösung. Die Führung einer
Stammrolle durch die Handwerkskammer halte
ich für das wichtigste der ganzen Novelle. Aber
bis diese Stammrolle fertig ist, wird wohl noch
mancher Straüß zwischen Handels- und Hand-
werkskammer auszusechten sein; wo es um die
Beiträge geht, d. h. um das Geld, erregen sich die
Gemiiter oft stark. Jedenfalls kann mit Hilfe der
Stammrollen die Bedeutung des Handwerks im
Produktionsprozeß klargelegt werben; hoffentlich
zur Bekehrung derjenigen, welche die Tätigkeit
des Handwerks immer nur vom Flickerstandpunkt
betrachten, oder als überlebt bezeichnen. Leid tut
mir eigentlich, daß der sog. Regierungskommissar
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bei den Vollversammlungen der Kammer fort-
fällt; gewiß war, da die Gegenwartsvorschrift
war, eine Art Bevormundung des Handwerks ge-
geben, Landwirtschafts- und Handelskammer
hatten diese Bestimmungen nicht. Es kann nur
erwünscht sein, wenn die Herren auch in Zukunft
erscheinen, denn es ist doch notwendig, daß sie sich
über die Verhältnisse im Handwerk direkt infor-
mieren und nicht nur durch die Presse. -
Nun hat das Handwerk also etwas erhalten,

und prompt wird von den Gegnern des Hand-
werks, welche aber weniger im Lande, als in
Berlin sitzen, zu einem neuen Schlage ausgeholt,
damit die Sache wieder quitt gemacht wird.
Dieses Mal geht es um das alte Recht. der
Innungen, Jnnungskrankenkassen zu errichten.
Im Reichstage, wie im Preußischen Landtage
liegen Anträge der Sozialdemokratie vor. Wenn
sie auch nicht direkt die Aufhebung der Junungs-
krankenkassen verlangen, dann müßten ja auch die
Betriebskrankenkassen zugunsten der allgemeinen
Ortskrankenkassen beseitigt werden, aber die Au-
träge lauten so, daß, wenn sie Gesetz würden, eine
Neuerrichtung von Jnnungskrankenkassen eine
Unmöglichkeit·wäre. Wenn es heißt: daß dieEr-
richtung von Krankenkassen aller Art nicht mehr
ohne die Zustimmung der. volljährigen Versicher-
ten geschehen darf, so bedeutet das, wer die Ar-
beitsverhältnisse in den Betrieben kennt,» daß,
wenn wirklich die beim Handwerk beschäftigten
Gesellen eine Jnnungskrankenkasse wollten, es
doch keine geben würde. Die sachgemäße Be-
lehrung würde sicher nicht ausbleiben. Nun gebe
ich zu, daß mit den, dem Handwerk eigentlich zu-
gedachten Innungskrankenkassen z.· Z. ein-großer
Unfug getrieben wird. Andere Bernfskreise haben
ebenfalls Innungskrankenkassen gebildet, unter
deren Mitgliedern sich wohl einige Handwerker,
Kaufleute, Gastwirte, aber auch Barstubenbesitzer,
Lumpensammler usw. befinden. Das geht freilich
nicht, damit wird der Gedanke des Gesetzgebers-,
dem Handwerk für seine besonderen Arbeitsver-
hältnisse etwas zu geben, völlig verwischt. Die
Mitgliederzahl einer Jnnungskrankenkasse muß
auch so groß sein, daß die Kasse lebensfähig ist
und sich verwalten kann. Und gerade in dieser
Frage lag ein Antrag im Bevölkerungsausschuß
des Preußischen Landtages in der Sitzung vom
7. Februar d.J.,vor daß das Staatsministerium
ersucht wird, bei der Neuregelung der Reichsver-
sicherungsordnung dafür Sorge zu tragen, daß
auch mehrere Jnnungen zur Errichtung einer ge-
meinsamen Jnnungskrankenkasse befugt sind,
Dieser ganz vernünftige Antrag wurde abgelehnt,
und dieses ist um so verwunderlicher, weil die
Hauptargumente zur Beseitigung der Innungs-
krankenkassen immer darin bestanden: .
Kassen sind zu klein, sie sind nicht leistungsfähig,
Hier sieht man doch, daß häufig überhaupt nicht
mehr sachlich gearbeitet wird, sondern mit poli-:
tischeu Machtverhältnissen.
Die Dingef liegen ja freilich nun so, daß der

Preußische Landtag über Sein oder Nichtsein der!
Jnnungskrankenkassen nicht zu entscheiden hat,
das ist Sache des Reichstags, aber ähnlich werden
ja die Verhandlungen im Reichstag auch laufen.
Das Handwerk hat alle Ursache auszupassen, daß
seine letzten kümmerlichen Rechte nicht auch noch
genommen werden, unter dem Schlagwort der
neuen Zeit. Ebensowenig wie man wagt, den
Beamten ihre wohlerworbenen Rechte anzutasten,
so verlangt auch das Handwerk, soweit es dieses
für angebracht hält, seine alten Rechte gewahrt.-

wie Arbeitsgerichtsgesetz,s
Berufsgesetz, Arbeitslosenversichernngsgesetz, auch
das noch kommende Arbeitsschutzgesetz, sind Sarg-f

FurniereIhm-Sparpläne“Leipziger-Woran sc Co.--
Ist-mai 55.4111 Breslau 5Siebenhufener 31:.1 115

All die neuen Gesetze,

ja, die f
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nägel für das Handwerk und Hemmungen für
das Wirtschaftsleben, das mag reaktionär klingen,
wer aber die Auswirkungeu dieser Gesetze ver-
folgt, muß mir Recht geben, wenn er will. Die
Freiheit des einzelnen Staatsbürgers geht mit
der neuen Zeit immer mehr verloren; er wird
Schutzbefohlner des Staates und seiner Organe.
Entwickelungery welche für die Republik» un-
angenehm werden können.
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Zur Gandmerliszugehärigneit
der hausgewerbetreibenden

»s· Der ·Reichswirtschaftsminister hat auf eine·
Anfrage über die Handwerkszugehörigkeit der
Hausgewerbetreibenden unterm 2. März d. I.
nachstehende Auskunft gegeben: «
Wie in der Begründung des Gesetzes zur

Änderung der Gewerbeordnung (Handwerks-
Novelle) vom 11. 2. d.Js.»zu Artikel I §§ 8 und. 9
ausdrücklich erklärt ist, soll dieiJnnungspslicht
künftig auf solche Gewerbetreibende beschränkt
sein, die in der Handwerksrolle eingetragen sind
und sich nicht auf die Hausgewerbetreibenden er-
strecken. Nach der am 1. 4. d. Js. in Kraft
tretenden Änderung des § 100 g Absatz 1 Ziffch
GO sind demgemäß Hausgewerbetreibende nicht
mehr verpflichtet, sondern nur berechtigt, einer
für ihre Gewerbe errichteten Jnnung beizutreten.

Aus dieser Regelung ergibt sich die Beantwor-;
tung der in Ihrem Schreiben gestellten Fragens
wie folgt: «

1. Der Hansgewerbetreibende ist nicht in die-
Handwerksrolle einzutragen, da er kein
selbständiger Handwerker im Sinne der ge-
setzlichen Vorschriften ist;

. der Hausgewerbetreibende ist nicht beitrags-«
pflichtig zur Handwerkskammerz

3. der Hausgewerbetreibende ist l1erechtigt‚fiirz
feine Person sowohl einer freien Jnnung alsj
auch einer Zwangsinnung seines Gewerbes
beizutreten;

4. trotz eines solchen Beitritts zu einer Jnnungj
kann eine Eintragung in die Handwerksrollei
nicht erfolgen und demgemäß eine Zu-
gehörigkeit zur Handwerkskammer nicht be-
gründet werben; . _

5. durch den Beitritt zur Innung kann der
Hausgewerbetreibende Jnnungsämter er-i
langen, jedoch nicht Mitglied einer Hand-
werkskammer werden. _

Zum Schluß weise iih noch darauf hin, daß esi
eine im Einzelfall zu prüfende Frage ist, ob eins
Getverbetreibender als selbständiger Handwerkerj
oder als Hausgewerbetreibender im Sinne des
§ 100 g Absatz 1 G. O. anzusehen ist.

b
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Das fArbeitslchutzgesetx : — « s
Von Dr. I.Dethlofs, Hannover..

s- Der Entwurf eines Arbeitsschutzgesetzessdessen
Beratung der Sozialpolitisch-c Ausschuß des««,borl.

Reichswirtschaftsrats im Juli d. Is.—.be-end.et hatte,

ist nunmehr dem Reichstag angeleitet. »Die erste

Lesiing hat bereits dass Plenum beschäftigt; die Be-

ratungen im Sozialpolsitischen Ausschuß des Reichs-

tage werden demnächst beginnen.

In dem Arbeitsschsutzgesetz sind zusammengefaßt

die Bestimmungen über hie Arbeitszeit, über den Ar-

beiterschutz und über die Arbeits-aussicht. Es schafft

somit Übersicht-lichten über die vielerlei Bestim-

mungen, die jetztin verschiedenen Gesetzen verstreut

sind. Insoweit ist der Entwurf sicherlich zu be-

Ilgrüßsen Darüber hinaus muß er jedoch stark-e Be-

denken auslösens, vor allem in dem Teil-e, der sich mit

der Arbeitszeit befaßt, aber auch durch die Unzahl

von Bestimmungen, die dem Arbeitgeber bestimmte
Verpflichtungen zu Anzeigen, Übersichten, Aus-
lhängen u. dergl. auferlegen Es erscheint von
vornherein ausgeschlossen, daß man diese Belastung
der Wirtschaft auferlegen kann, vor allem nicht
den Handwerks-betrieben Es muß unbedingt Vor-
Zsorge getroffen werden, daß dies-e von den formalen
Bestimmungen in weite-m Umfange befreit werden.
Steuerlisten und Aufstellungen für die Arbeiter-
versicherung aller Art schafft dem Kleinmeister schon
-zsoviel Schreibarbeit, daß neue Verpflichtungen ohne
Einst-ellng von Schreibhilfen nicht mehr erfüllt
werdens können-. Solch-e finanzielle Belastung würde
aber kaum im Verhältnis zu dem durch das
Schreibwerk Erreichten stehen. "

Das Kernstück des neuen Gesetzes sind die Be-
stimmungen über die Arbeitszeit, die im Rahmen
des Washingtoner Abkommsens von 1919 auf den
Achtstundentag und die Achtundsviserzig.stunden-
woche abgestellt sind. Falls das Gesetz in der vor-
;l-i-egenden Form die Billigung des Reichstag-s finden
zsollte, beabsichtigt die Reichsregierung auch die
Ratifizierung des Washingtoner Abkommens vorzu-
Tnehmen Gegen diesen Hintergrund gesehen, be-
kommen die Bestimmungen über die Arbeitszeit ein-e
erhöhte Bedeutung, würde doch durch die Nati-
fizierung Deutschland g-ezwug-en, während 10 Jahre
an diesen Bestimmungen festzuhalten Man wir-d
daher sehr sorgfältig die Frage zu prüfen
haben-, ob gerade Deutschland es sich erlauben
kann," diese Bindung-en « einzugehen-, während
Amerika sich gänzlich ablehnend verhält, Eng-
land eine eingehende Revision fordert und an-
dere Imdustrieiländer sehr erhebliche Vorbehalte
gemacht haben. In diesem Zusammenhange ist
auch nicht ohne gewissen Reiz, daß dieses Gesetz
gerade in dem Augenblick dem Reichstag vorgelegt
wird, in dem unsere Unsterhändler in Paris darum
kämpfen, unsere finanziell-en Verpflichtungen gegen -
die ehemaligen Feindbunsdstaatien sso erträglich wie
möglich zu gest-alten Man sollte annehmen, daß
unsere Volksverlreter bei der Beratung des Ar-
beitsschutzgesetzes ein scharfes Ohr auf die Pariser
Verhandlungen haben und die Erfordernisse, die
diese Verhandlungen an unsere Wirtschaft stellen
werden, mit dem Inhalt dieses Gesetzes in Ein-
klang zu bringen suchen müssen.

Für das Handwerk ist durch den Rseichsrat ein-e
Bestimmung in den Gesetzentwurf hineingebracht
werden, wonach der Reichsarbeitsminister befugt
ist, für Betriebe mit nicht mehr als 5 Arbeit-
nehmern die Arbeitszeit abweichend von den all-
gemein- gültigen Vorschrift-en zu regeln. Man
könnte versucht fein, hierin ein besonderes Entgegen-
kommen gegenüber dem Handwerk zu sehen. Bei
näherer Prüfung muß man aber zu einer« anderen
Ansicht kommen. Erst einmal ist die Initiative des
Reichsarbeitsministers notwendig, zweitens muß der
R-eichsauss"chusz- für Arbeitsschutz gehört werden«
drittens mußsder Reichsrat und vierte-us ein Reichs-
Etagschtsschuß.seine Zustimmung 965er; Eg‘gehörb

Eichen ein großer Optimismus haau,’ wenn man hie"

Hoffnung hegen wollte, daß ’hei dieser Vermutu-

lierung - wirklich etwas Ersprießliches für fdas
Handwerk aus dieser Bestimmung sich ergeben
würde. Aber auch vorausgesetzt, daß diese Ver-
tlausulierung durch den Reichstag beseitigt würde,
müßte man diese Vorschrift vom Standpunkt des
Handwerks aus ablehnen. Sie zerreißt den Be-
rufsstand willkürlich in zwei Teile, einzig und allein
von der Betriebsgröße ausgehend, die aber für den
Charakter der einzelnen Handwerksbetriebe nicht
ausschlaggebend ist. Die Beisbehaltung dieser Be-
stimmung würde wirtschaftlich unhaltbar fein.
Heute beschäftigt ein Arbeitgeber 4 Arbeitnehmer
und er wär-e befreit von Beschränkungen bezüglich
der Arbeitszeit, morgen beschäftigt er 6 Arbeit-
nehmer und er untersteht den scharf-en Vorschriften
des Gesetzes. Ebenso klar ist es, daß eine solch-e
Unterscheidung nach der Betriebsgröße zu ganz un-
gesunden Wettbsewerb-sverhäsltnissen führen müßte.
Nicht sdie Betriebsgröße ist bestimmend für Forde-
rung nach besonderer Berücksichtigung des Hand-
werks bei den Arbeitszeitbestimmuug-en, sonder-n die
Rsonderen Wirtschaftsberhäsltnsisse, die hauptsächlich
durch die Deckung des Individualbedarfes der
Bevölkerung hervor-gerufen werden. Dies-e beson-
deren Wsirtschaftsverhältnisse liegen gleichmäßig in
den großen und in den klein-en Handwerksbetrieben
vor, halben aber in dem Regierungs-Entwurf nicht
die- nötige Berücksichtigung erfahren Es muß hie
Möglichkeit geschaffen werden, daß die Handwerks-
betriebe, die für die Landwirtschaft tätig sind, sich
den Anforderungen von Seiten der Landwirtschaft
anpassen können; es muß den Saisongewerben
ein-e Arbeitszeitregelung gegeben werden, die sie
wirklich in den Stand setzt, die Saisonzeiten wirk-
lich auszunutzen Es jst ein Unding, diese Gewerbe
ledig-lich auf die tarifvsertragliche Regelung zu vier-
weisen. Der mangelnde Wille der Gewerkschaft-en,
solche Darife zu tätigen, dürft-e bekannt fein.
Schließlich muß weitgehend Gelegenheit gegeben
fein, Mehrarbeit zu fordern, wenn der Betrieb es
verlangt. Gerad-e für den Handwerksbetrieb ist die
Bewältigung plötzlicher Aufträge häufig nur mög-
lich mit Hilfe der Mehrarbeit, da die Kapazität des
Betriebes nach der technischen und persönlichen
Seit-e meist wenig dehnbar ist. Abzulehnen ist un-
bedingt die Bestimmung über den Pflichtzuschlag
auf den Loh-n für geleistete Mehrarbeit Die Here-in-
nahsme ist auf dass Washingtoner Abkommen zurück-
anführen, welches eine solche Bestimmung zur
Pflicht macht Diese Vorschrift fällt aus dem
Rahmen des Gesetzes heraus. Während es sich bei
allen Bestimmungen um öffentliches Recht handelt,
fällt die Vereinbarng des Mehrarbeitszuschlages
unter dass private Recht. Wenn es auch allgemein
üblich it, Überstunden zu bezahlen, so muß unbe-
dingt die Einmischung des Staates in diese privat-
rechtlichen Vereinbarungen- abgelehnt wer-den. Es
geht über die Aufgaben des Staates hinaus, sich
irgendwie in die Lohnbildung einzuschalten

Nicht geeignet für die Handwerkswirtschaft ist
auch das starke in den Vordergrundschieben des
Darifvertrages als fast alleinige-s Instrument der
Arbeitszeitverteilung auf die Wochentage und für
die Zulassung von Mehrarbeit. Wenn das Hand-
werk auch grundsätzlich nicht tarifunwillsig ist, so
bringen es doch die besonderen sozialen Verhält-
nisse im Handwerk mit fi-ch, daß man in manchen
Hasndwerkszweigen und besonders wieder auf dem
Land-e und in den Klein- und Mittelstäsdten keine
Tarifverträge kennt-. Auch für diese Betriebe muß
die Möglichkeit gegeben sein, die Arbeitszeit den
Absatzverhältnissen anzupassen-. Deswegen muß
das Gesetz mehr als vorgesehen der Betriebs-verein-
barung und der arbeitsvertraglichen Regelung

Raum gebeut ·
Mit einer gewissen Sorge muß das Handwerk

auch auf die zahlreichen sozialen Schutzbestimmungen
blicken, denen es nach dem Entwurf unterworfen
werden soll. Nach geltendem Recht waren die
Handwerksbetriebe zumeist von diesenBestimmungen
befreit. Während der Gesetzgeber früher nur tat-
ssjächlich vorhandene Mißstände beseitigen wollte,
hat« er sich heute ein bestimmtes ideales soziales Ziel gesteckt, auf das er albftellt, unbekümmert 

bar-um, ’ob in jedem Fall tatsächlich durch Erreichung

des Zieles etwas Gutes geschaffen und etwas
Schlechtes-beseitigt wird. Es ist hier nicht der Raum,
die besonderen sozialen Verhältnisse des Hand-z
werks zu schildern. Es bedarf auch eigentlich
kein-es besonderen Hinweises, daß die Arbeit m
einem Handwerks-betrieb nicht in gleichem Maße
Nervenkvaft und Seele dies Arbeiters angreift wie
die in industriellen Großbetrieben Auf ihre Bei-«
triebsverhsältnisse sind aber die sozialen Schutz-
bestimmugen abgeftellt. Der besondere Nachteil
für das Handwerk liegt aber darin, daß diese Groß-
betriebe den Eisnengungen des Gesetzes durch be-
sondere Betrisebsorganisationen ausweichen können,
während die Handwerksbetriebe sich ihnen nicht
entziehen können. Eine gewisse Ironie ist es
vollends, wenn gerade für die Großbetriebe
noch Erleichterungen im Gesetze geschaffen wer-
den, die für dass Handwerk kein-e Geltung hab-en,
und wenn die Begründung davon spricht, daß eine
besondere Behandlung der Kleinbetriebe nicht- be-
gründet gewesen fei. «
Der Sozialpolitische Ausschuß des vorl. Reich-s-

wirtschaftsrats hatt-e zahlreiche Änderungen zu dem
Gesetz beschlossen. Es ist eine auffallende Tatsache,
daß die Regierung diesen Beschlüssen in ihrer Vor-
lage an den Reichstag kaum Rechnung getragen
hat. Die Beschlüsse sind der Reichstag-sdrucksasche als
Anlage beigegeben. Es isst zu hoffen, daß der
Reichstag manch-e Verbesserung noch übernehmen
wird.

Eine gänzlich neue Fassung hat in der Reg-
Vorlasge der Abschnitte 6 über die Arbeitsausfsicht
erhalten. Die Arbeitsaufsicht obliegt den Arbeit-s-
schutzämter.n, die ihrerseits besonderen Landes-
arbeitsschutzämtern unterstehen. Diese Amter
bleiben Land-esbeshörden, unterstehen jedoch in so
vielen wichtigen Angelegenheit-en dem Rseiichsarbeit:s·-
ministerium, daß zum minidesten der Einfluß der
Landesregiserungen sehr stark zurückgedrängt ist. Den
Lasndesarbeitsschsutzämtern und dem Reichsarbeits-s"
minist-erium wird einBeirat aus Arbeitgebern und
Arbeitehmern zur Seite gegeben, dem aber keine
direkten Befugnisse bezüglich der Ausübung der
Aufsicht zustehen. Diese Lösung ist als ein Kom-,
promiß zwischen dem Vorschlag der frei-en Gewerk-
sschaften und der bisherigen Regelung, die im ur-
sprünglichen Regierungsentwurf bei-behalten war,."
anzusehen. Man kann aber nicht sagen, daß diese
Lösung befriedigt Erstens kommt man nicht um
die Feststellung herum, daß es sich bei den Landes-
arbeitsschutzämteru in viel-en Fällen um neu zu
bildende Behörden, zum mindesten aber um gegen-
über dem heutigen Zustande stark erweiterte Be-
hörden handelt. Zweitens ist festzustellen, daß gerade
die Übelstände, die sicherlich heute bestehen, durch
die neuen Gesetzesvsosrschläge nicht beseitigt werden.
Es ist gerade das Nebeneinasnder von den verschie-
densten Überwachsungsinstanzens, durch das die Be-
triebe belästigt werden. Auf die Beseitigung dieses
Zustandes hätt-e man das Augensmerk lenken müssen-.
Die Lösung erscheint mir nicht so schwierig zu fein.
Man brauchte nur die verschisedenen Aufgaben auf —
die bestehenden Einrichtung-en wie Ortspolizei-
behörde, Berufsgenossenschasften, Dampfkesseliiber-
wachungxsvereine, Bsetriebsräte systematisch zu ver--
teilen unid die Arbeitsiaufsichtsämstesr als obere
Überwachungsinstanz und staatliches Vollstrecknngs-
organ auszugestalten-M «
So geneigt die Wirtschaft sein wird, jeden Ver-

besserungsvorschlags nach dieser Richtung hin ent-
gegenzunehmen, mit eben solcher Entschiedenheit
muß sie Lösungen ablehnen, die nur die Gefahr er-
höht-er Belastung des Stiaatshaushaltes in sich
bergen. Der Reichstag sollte unbedingt von der
Rseichssregierung für diesen Abschnitt andere Vor-
schläge fordern. -

« *) Sehr beachtenswert scheinen mir in dieser

Beziehung die Vorschläge von Dr. St. Poerschke

in her Broschüre »Die Netmestaltung der Ar-

beitsaufsicht«. »Ein Beitrag zur VerloaltrtngsH--

reform. Verlag Carl Heyma1m, Berlin 1928,
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Donnerstagi, den 4. April 1929, vor-

gleichen Tage aib 5,30 Uhr unsere ordentliche Mit-» mittagß 9.30 Uhr. ·

gliederversammlung im Binzenzhasuse abhalten- i: iFie Fchåttteråing der genau; sMdrisckkf titiåicg
werden wir zu gegebener Zeit die Verhandlungen , re um i-· ra e —— n einem o e 5— o _

« « .. . den im Buro VII,. Bliicherplatz 16 II, Zim-

Ædgbgksärxsä dänGkazklghskgxf ben Vortrag mer 126 a, ausliegenden Bedingungen vergeben
. Ö - ‚werben.

Breslauer Bankverein. Angebote sind dein Bauamte T. 1, Blücber-
platz 16 III, Zimmer 149, einzureichen bis

Ausschreibungen
Dienstag. den 2. April 19-29.- vor--

* Die nachgenannten Straßenbauarbeitem

mittags 9,45 ‚1161?.

»E- Die Schotterung der Zinna-Straße von
a) endgültige Befestigung der Liegnitzer Straße

von Straße Nr. 7 bis Sprottauer Straße
Gandauer- bis Weistritz-Straße soll nach den im
Büro Vll.»» Blücherplatz .16. II, Zimmer 126 a,

(T._1b.56/29.'1.)‚ ausliegendeii Bedingungen vergeben werben.

schastsrat jede Bedeutung und jeden« Einfluß ich-s selben nicht zu versäumen. Da wir zusallig am

sprechen zu wollen. Eine solche Kritik ubersieht

die Verdienste, die sich der bisherige Reichswirti

schaftsrai um den Wiederaufbau der deutschen
Wirtschaft gesammelt hat. Bei der nunmehr vor-

zunehmenden Umgestaltung braucht nur aus dem

bislang Erprobten aufgebaut zu werden« um

weitere gedeihliche Arbeit für sämtliche Wirt-

schaftszweige leisten zu können. Dr. Br.

Breslaiier mittinnen-in
f Die ordentliche Mitglied-emme findet

Mittwoch, den 27. März 1929, nachm. 5% Uhr, im

 

- tatt. Wie wir e a ren, it das ab- b) Vorbefestigung der Laubaner Stra von Angehote sind bem äß‘anamte. T‚'1‚ Bis-scher-

Ziläziiiexizikagfihsr durchaus befrifedligend sverlauer Liegnitzer Straße bis Wendeplatz ze. I. I. frilatz 16 III, Ziinme.r.- 149. einzureichen bis
411291.). —

e) Vorbefestigung der Löwenberger Straße von
Liegnitzer Straße bis Saganer Straße (T.1.
1. 31/29. 2.). »

sollen nach den im Büro VII, Blücherplatz 16 II,
Zimmer 126a, ausliegenden Bedingungen ver-
geben werden. ..
Angebote find dem Bauamte T. 1, Bluthu-

platz . 16 III, Zimmer 149, einzureichen bis
Dienstag, den 9. April 1929, vor-
mittags 9,15 Uhr. --

* Die nachgenannten Straßenbauarbeiten:

und ist die Bank wiederum ein gutes Stück in der

Entwicklung vorwärtsgekomnien. Die Betriebs-

mittel haben einen Zuwachs von 1% Millionen

Mark erfahren, so daß die Bilanzsunime die Höhe

von fast 5 Millionen Mark erreicht hat« Ein
schönes Zeichen fiir die immer mehr wachsende Er-
kenntnis im gewerblichen Mittelstand,« Von der

Notwendigkeit einer großen leistungsfähigen Ge-
nossenschaft-Muth Helfe jeder am weiteren Aus-
bau mit.
Die zur Verteilung gelangende Dividende soll

9 % betragen. Ferner soll eine Anfwertung der
Geschäftsguthaben der Mitglieder nach dem Stande
vom 1. Januar 1919 mit 20 Z vorgenommen
werben. Ein-e freiwilli e Aufwartung der durch
die Jnflation veriiicht en Spareinlagen soll in
den nächsten thren erfolgen. —
Die Tagesordnung der Mitgliederversammlung

ist im Anzcigenteil veröffentlicht

Genossenschaften
und deutscher Mittelstand

s über dieses Thema hält am Mittwoch, den
27. März er.-von 7,20——7,45 Uhr nacknnittags der
Anwalt des Deutschen Geiisossesnschoftsverbandes,
Herr Prof. Dr. Stein , einen Rimdfunkbortrag
Wegen der Wichtigkeit des Themas und dem An-
sehen, das der Führer der deutschen Kreditgenossen-
schaften genießt, wird der Vortrag vom Deutsch-
lmrdsender auf sämtliche 28 deutschen Sender liber-
tragen.
Wir weisen alle Runsdfunitesiilnehmer des Mittel-

standes auf diesenVokimg hin nnb bitten den-L

Dienstag. den 9.April« 1929, vor-
mittags 9 Uhr .
Breslau, den 14. .Mä·rå-" :1«929.

Die Stadtbandeputation.

Persönlichen
* Am 19. März b. J. verstarb der um das

Handwerk hochberdieiite "Stiadtrat Wilhelm Beck-

Breslau. In treuer Erinnerung an die Ver-
dienste des Verstorbenen legte- derx Jnnungsaus-.

schußan dem Tode-steige an dem Grabe einen-
a) Vorbefestigung der Sprottauer Strajlise engt Strangnieber. etabtmt Veck war bange Jahre bei:

ätägngerc bis Saganer Straße ( ' 1"“ " zweit-e Vorsitzende des» Jnnungisausschusses. Auch
b) Vorbefeftiguug der Sagauee - Straße von die muntere. und »Ste1nhmtev-thsimug-»die Stadt-.

ff/‘g‘ä’ai‘i‘ bis Steinauer Straße (T. 1."S. rat Beck lange Zeit als Oberweistser fwbrte, ehrt-;

‑ » - dur Kran· n·ederle u -, u
seinen nassen entgegen bVII, Erscheinen inseIL Isessgwsenås (ärgere M3 sisresmäflm.
Z mm“ a‘ an am en e Musen r« bete-in, indessen Aufsichtsrat der Versteebeiie saßgeben werden. « . .
Angebote find dem Bauamte T. 1.. Blücher- und dem er durch seinen Rat wesentliche Dienste

leistete.platz 16 III Zimmer 149, einzureichen bis ‚

*„Dr. med. H. Schulze’s Fregalin führt dem
Dienstag. den 2. April 1929, vor-
mittags 9 Uhr. « ‚.

i- Die Neubeiestigung der Vachmaantraße Blut hochwertige Nährstosfe zu und bewirkt dadurch
Fäl ZTJHIFXUJZET tßgßvgäl‘fläfifgggäggg ‑é‑, eine Blutreinigungsundeinehervorragende Nerven-»

‑ ‑ _ ' "g stärkiing. Wir verweisen auf dieBeilagein dieserZimmer 126 a, ausliegenden Bedingungen ver Stummer, Iel'en » Sie biefe Beilage in Ihrem

Interesse genauestens, da Sie aus Wunsch von
Dr. med. H, Schulze G. m. b. H., Berlin W. 30,

 

  

Angebote sind dem Bauamte T. 2, Blüthe-r-
platz 16111, Zimmer 159 e, einzureichen bis
Dienstag, den 2. April 1929. vor-

__.___.___. ’ und eine robe cla tel die es an e ei netens
* Die Befestigung der Strehlener Straße von Mittels erbsflten‘j 9 ch s 9g z .ch

der Mund-Straße bis zur Umgebungsbabn mit - · — -
Kleinpflaster soll nach den im Büro VII, Blücher- _‚_.______.__.____._..

ring- e: St « its - tät riet-getreuer ers-gegneri-
gustlltgiegtäbgkergiibneikt täleeiiidBauamte T. 1, Blüchsk- Gavitzstraße aneignen)“ M 34' « Veriags««,6enossenfchafk
platz 16 III, Zimmer 149, einzureichen is geben werben. -

mittags 10 Uhr umsonst und portofrei eine aufklärende Broschüre

gis-W n‘ mit et tnäirefin s Dr.
platz 16 II, Zimmer 126 a, außIiegen-ben 9360üt= eraii o d) ur ie s- gez ebne e 1m u

.‚öcblettens Haut-we und »Gewerbe« Blumenstraße 8. -- ruck:

 

 (Stoß, Barth s- (Setup, (W.·Friedt«ich), sämtlich in ältesten.
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Armaturen Dachdeckerschuhe Herrenzarderohe l Berufskleidung Latr-isten . - Stirne-sel- . . ‚Spiegelfabrlk

Innenanscnnne ' « - k-
Simll. Inhllatiemrtiktl . . - « -- s« s— .:- - Adolf Jä er . Spiegel. T

„wie Ilslssssssscsw Ferne Herrengarderobe ‚ » krieokieh·wiiheiätk. so s CHZIFZTFFFC !
P"mnen in guten Qualitäten — nach Maß skkltz « Hühner 23:31,3??? 117ml 86:32]; ta eren J

»so-. “anläfa Fabrikation von Warenfabrfk, S" rtbälle für das'Secflätufenster
sowie sämfl. Uniformen, Livreen u. . ·:

aller Art,

i. .
Höf'chenstraße er. - -llektt« G WohltarthStahl-v Und Auf- « ··
 

 

   
 

 

 

 

Milde
Handelsgesellschaft m. lt. ll.

Breslau Theile-gemalt 'l 
Gas, Wasser u. Dampf

  
Brandwundsalhe

 

  
   

   

 

   

Elkllllll
ges. gesch. 16667

Universalmittel gegen
standwunden,klechten,s
Kram fadergeschv’vüre
und a le Entzündungen

erhältlich in allen
Apotheken

» Allein - Hersteller

A. S o l|_m l dt
Inst-I 5. Stamm Sir. II
Versand durch Nach.
nehme vom Hersteller

  

 

Reparaturwerk
Neuwickelungen

' Kollektorenbau
Sämtliche Ersatzteile
Aas und vertraut

Carl Fellendorf
B R E S L A U X  Willstle 39,10L2125l/55
 

Gürtlerei
 

Ernst Mohaupt
Breslau l

Ursullnerstraße B
« Telefon 266”

Gürtlerei
Metallsclrleiferei 

 

 Oele-m Anstalt

 BRESLAU X, An den Kasernen 6
Tel. 20966 O Lager ins und ausländ. Stoffe  
 

 

etc. Blatt beste ged. Rotb.
.StahISp. 2 m lg. 90 RM.‘
franko ied. schles.Station.

l. Pradel
Reichenstein i. Schles.   

Jalousien

Hermann Schulz
Breslau X, Mühlgaeee lO/ll

Telefon 50l27

Oli- llllWIIIMW
IlolllfIIl-Mlm  

 
Ausfuhr. “Reparaturen:

Hobelbänke Lederwaren

Erslhl. Hobelnänne
t. Tischler u. Stellmacher Hermann Also-tue

silisielelksili 26.«gegk.tlli
Spezialhaus für

Offenbacher Lederwaren
empfiehlt

Konflrmationsgeschenke
sowie Schultaschen   

Messing-Vergasung

0.0.0.0.0

Matthias Pink
Breslau 2, Hubenstraße 2.

dies-l -V betrugen. ‚ Sie ngut _ten.

W 
 

Möbel
 

Tischlernieisierl
Radien-Rotauge «

82 Küchen, 16 Auswaschtische
Mk. 1.50. Möbel- Kataloge

100 Zimmer. Mk. 5.-—
Beste Geschäftsverbiiioung

. Billigste Preise z. B.: 180er
EicheS errholz Schlafzimnr.
mit iryitaleerglasung

von 495 93v. aii Möbelfabr.

G. Steinmann s- eo.
Breslau, Hubensiraße Nr. 23

 

Pianofortefabrik

TraugottBerndt
Inne: 'Bde Pohl.

Breslau l, Ring 8. Tel.206 86
holte-to weist-du«
Fabrik praxi-»Ist

,Möbelgläser aller Art,

Fonsler— u. satt-gelassen-
liefert

» Breslau 10,

Michaelisstraße Nr. 20/22

Tel. Sammelnummer 240 57

 

‚M. Banner, um. -

 

. . Chouffeurenztlge fertigt bei gutem . - - v « . BRESLAU ‘23,Rohre‚Frlter,Saugkörbe . S le elfabrlk
sowie ‘ sämtl» Zubehör Elektromotoren 5“? Ost-NATka zuSOMs Preise“ legenrnuoggtzen p g “1‘129‘331?ZEIT
rar Be- und sei-wisse A S Ch ‑ d n u r Kreis-bargst Std17 [IlllllIlllllllllllllllllllllllllIIIllllllllllllllllllllll| » ._ . - «
III-IMMEN- Bade' " ' n C l C l' k Iemqu M 8-1'- ” Sdnclbmasdtinen und luhelt'lir
Öfen u.Wanneu, Klosett- schneidet-weisser 01' cm Sle Prersllste. AutOSCheibeng ‚ · ,

anlegen, Armaturen für

  
  mmns »Willle 0". I

Büroausstattungen
„Urania-“ und „Urania-
Piccola“ - Schreibmasch. I
Neue Taschenstraße 10

Telefon 23l 81-82

Zahnräder

Arthur Rick et Co.’
BRESLAU 21

Gräbschener Straße 98 llllllllllllI|IIIIIllIllllllllllllillllllllllIIIIIIIIIIIIHI Telefon 36713 ’

 
 

GRASS, B

druckt

  Großdruckhaus

ARTH &. COMP.
W.‚FRIEDR|CH
Breslau, Herrenstr. 20

Formulare - Rechnungen
Brlofbogen undUmechtage

Attribut-ton- Lieferanten
Lohnlleten Qulttungen um.  
 

-——.
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näherka siev » ...
IIIII'IIIIIIIIIIIII III‘IISIIIIIIII' IISIIIIIIII‘IIIBISIIII‘II

neue lil'allllIIIISIl'.12
geben Ihnen jede Gewähr-, daß Sie so kaufen,
wie es nicht besser möglich ist, und zu Preisen,
die niedriger liegen, als wie sie Ihnen sonst
"genannt werden können. Darum kauft der

Handwerker u. Gewerbetreibende beiden
Vereinigten Breslauer Tischlermeistern
Zahlung'serleichterung bei Kassapreisen — Garantie für jedes Stück—
Transport in Schlesien durch eigenes Auto.  

 

 

Einladung zur

ordentlichenMitglieder-Versammlung —
iliilllilillliiiiiiliilliiilliiiilliliillllilililllliillllllliilllllillililiiiiiiliiilllliliillillliiilillliiilliiiiillllllllllliliiliiilillllillilllliiiiliiiiiiiilillllliiiiiiliiilil

Mittwoch-- den 27. März 1929, 51/2 1111:,-

im kleinen Saale des Binzenzhauses, Seminargasse l-—5

Iagesorbnung:

1 Geschäftsberieht fiir 1928. denAnleihend. Genossenschaft

2. Bericht der Revisionsieomsi nicht ubericbreIten durer-
mission. 7. Festsetzung der Höchstkredit-

. . umme der an Mit lieder u
_3- kaertichtdkxmd ekäxslääußjkgxkkxg Lemährenden Rrebgte. ö

funben‘e SiegII'Ion. g 8. Beschlußfassung über eine
reiwilli e Au wertun

4. Genehmigung der Bilanz und grüße“? ©efd2ättggut%aben.

Gewinnverteilung _ · 9. Wahlen« zum ijssiihtsrat
5. Entlastung des Borstandes . 10 Festsetzung- bei: Vergütung
6 FestsetzungdegHochstbetrages, an den Aufsiehtsrat.

Ausweisdurch EDIIthIebsIIuII).

Breslauev Bauweveiu
(Eingetragene Genossenschaft mit besehea’nkter Haftpflicht

· Breslau, Blumenstraße 8

  

 

Berlagsgenossensehaft»Sehlesiens.szandtverkundGewerbe“
b..H zu Breslau

Bilanzeinm31. Dezember1928

 

 

si- Aktion Passiva
N-«

Kassenbestand. . . . . . . . . .' 625,26
Guthaben auf Postschecktonto . . . . . . . . . 32,37
Bankguthaben ............. . . 9537,90
Geschäftgguthaben beim Breslauer Bankverein . . 400,-—
Papierbestand . o · · 0 o o o e . e o o o o 2306,——

Inventars ._2 e o o o o . o s 0 I 0 i o o o e—

Auszenstände...............«. 254,30
Geschäftgguthaben ............ . . 1900,-
Geschästgguthaben der ausscheidenden Genossen . 200 —
Gesetzlicher Reservefonds . . . ....... . 5000,—-—
Spezial-Reservefondg. . . . . . ._ . . . .. . 5000.-
Auggabenreste ..... " ..... . . _. . . 294,46
Gewinnvertrag aus dem Jahre 1927 . . -. . 530,02
Reingewinne .- . . . . . . . es . 431-35

« 13 355,83 13 355,83

« Gewinnverteilung

Reingewinn .............. . . '.' L’ ‘.' ".T ·. 431,35
hierzu Gewinnvortrag aus dem Jahre 1927 ......... 530,02

» zur Verteilung gelangen 961,37

 

davon S°/n Dividende auf Sie/16 2 100,——. .1 . . ...... 126,— :

Nest auf neue Rechnung. . . . . . . . . . . 835,37

961,37 «

Mitgliederbestand am«1. Januar 1928. . . . 21
QIÜQGIIQÖHICI)IIOb........‚J .. 2

. 19
Zugang ........ ...... —-

Mitgliederbestand am 31. Dezember 1928 . . 19

Berlagsgenossensehast
»Sehlesiens Handwerk und Gewerbe« (5. (5. m. h.H.

Der Vorstand-
Streit Dr. Paesehke

Inseralenenen
28. Baranek

in schiene-se Handwerk mm”!
II. IIIIIIIBI‘IIII ichs III'IIIIIIIII

iaeniiieii llreIIIlIIIIer
IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIllIIIIIIIIIIIIIIIIIIII

IIIII.: Jonm nassen-e
StuhlIabrlk

s rIs I s u X

Telefon 592 76

Michaelisstraße 18 »

 

 

 

- w s- CIDF \: sk- V‘v .
äg?“HEOZAQYFBHUNP"3246:?H»Es-Ei Markisen

   
ashm‘sdne

Bdttfockesn
aus erster Hand

led. graue M. 080, 1.—, des-,

E: weiße

« geschliss. M. 1.,75 2.—‚ geschliss.
weiße Ilaumige M.

e". Halbflm. Herrschaftsfed. M 5.—,
5.50 und 6.25 i Pid. Ru ffedem
un eschliss., halbweiße

2.,75 4.,—

-225s
M. 4..—‚ allerfeinste M.5.25.

THE Zollfrei gegen Nachnahme von
.-, 8 rrd.

zurück.

aufwärts franko. Nicht-
passendes umgetauscht oder Geld
Muster umsonst

Max Sielner, Klatlau 404 (Böhmen
 

 

Zelle
leurhl-

erIiIIIer
Reparaturen

Ferne-at
Breslau 58824

   

Drahtgeflechte,
Drahtgewebe, Drahtzäune
Alfons Gottwald, Breslau 13
Steinstr. 47. Telephon 34464

 

IIIIBIIGI‘IIBI‘IIIIIIIIII‘ IIOI'ZIIHSIII’IIISB 
 

 

 

Stühle und Sessel
in jeder Ausführung liefert
sauber und preiswert

Paul Küttner, Muhrau, Kr. Striegau
Sitzmöbelfabrik    

Vom Abbruch

gebrauchter Dach-Schleier 28

Dachlatten

Wilhelm Geh«Iifftan
Matthiasstraße 201.

altes und neues—Bauholz.
alte und neue Fenster und

großer Posten

X 14
Zoll

Türen

Telefvn 50 898.   
 
 

uns-scheinst

Mäßige Monatsraten  115mmZahlungse‘rleichterungem

SIRGa-‘IINKIIIIASCHINEN»Genossensan

ich   
„Haral“ drehbar, D. R.P.a.

messingenen Breslau 13

Gebruder ImkaInne
Lederhandlung und scheinet-helle

Breslau x, Matthias-tmqu29
Anfertigung von Masse-hätten u. Röhrenslieleln

« Lager in Bodenleder, Oberleder, Sattlerleder, Möbelleder "
und sämtlichen Schuhmacherartikeln.

 

      

   

Schurnsteinaufsätze
in schwerer, präziser Ausführ.‚ preiswert:

„Zugführer“ fest, D.R.G.M‚

Entlüfter / Gasabsauger

33IIIIIIIIISII'. 43 I!—

   

.‚ Bernickeln
aller Art

sauber, prompt,

billig, fiihrt au-

Karl Reich
Waldenburg

Senats-. 12

Telefon 290.

_—

Fleischer:

blocks
zusammengesetztaus gutem

Weißbuchenholz.

Verschiedene Größen vor.
rätig. Auch nach Maßan-

« gaben liefert

O. Titzmann
Stellmacherel

Pogarell, Bahn Alzenau
bei Brieg, Bezirk Breslau

_1

Schneider-
meister

Kein Laden und keinerlei
Spesen, deshalb meine

 

Ü unerreicht billig. Preise. ·
Ein Versuch und Sie

« bleiben bestimmt mein
Kunde.

la Moleskin
1.——, 1.20 u. 1.50

la Satin Ärmelfutter
1.05, 1.20, 1.30 u. 1.60
la Reinleinen
0.80, 10—, 1020 II. 1.50

la Rolltwill 0.90 u. 1.10
usw.

Außerdem riesiges
Lager in Resten

Bei Barzahlung 4%

rAlsenstraßenL 30,III

Iruno schol-
 

 1009900900oooodbooooeooooen

zßarl Esel-ison
311151193 _ Breslau II, rennen-. e
. Bau-Großglaaoroi. III-s- und Bildar-

handlg.‚l(unstvorglaa..Autoscheiben.
I OOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOI  

Reste sowie Stückware
in Herrenfutterseiden, Serge, Kittel, Leinwand,
Armelfutter, Roßhaar, Garn, Knöpfen usw.

enorm billig.

Frida Schmidt":uferschmiede-raße 22/23.
 

  
Gegründet 1877 :-: Telephon Nr. 5623

Breslau l, Messergasse 0-13l Größtes La

Paul Stephan TrschlererBedarfsartikel
get- von Schnitz- und Kehlleisten — Quer-

und Perlstä e — akant. Tisch-, Stuhl- und Bettfilße,
:-: sowie alle Drechsler-Waren und Möbel-Auflagen :-:

 

  
   

    


